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Einleitung. 

§ 1. 

Die Entwicklung der Konsulargerichtsbarkeit in den „nicht- 
christlichen" Ländern. 

Als eine fundamentale Regel für die Abgrenzung der staat- 
lichen Machtsphären gilt heute der Satz, daß kein Staat in seinem 
Gebiet die Vornahme fremder Hoheitsakte duldet. Davon stellt 
die Konsulargerichtsbarkeit, welche europäische und amerikanische 
Staaten in dec sogenannten „nichtchristlichen Ländern" ausüben, 
eine in mancher Hinsicht bemerkenswerte Ausnahme dar: ein im 
Schwinden begriffenes Phänomen^ dessen spezifisch deutsche Spiel- 
art den Gegenstand der folgenden Untersuchungen bilden soll. 

Vorerst ist aber ein Blick auf die geschichtlichen Grund- 
lagen der Konsulargerichtsbarkeit überhaupt zu werfen. 

Die Wurzeln der Institution führen nach den mittelalter- 
lichen Städterepubliken am Mittelmeer^ nach Venedig, Genua, 
Pisa^ nach Marseille und Barcelona, wo seit dem 10. Jahrhundert 
ein lebhafter Handelsverkehr sich ausbildet; die Entwicklung wird 
wesentlich beeinflußt von dem germanischen Prinzip der Persön- 
lichkeit des Rechts^). Die Anschauung^ daß ein jeder das Recht, 
in dem er geboren war, gleichsam mit sich trüge, daß es ihn be- 
gleite, wo er sich auch befinde, führte dazu, daß die italienischen, 
franzosischen und spanischen Kaufleute^ die in fremde Länder, 
hauptsächlich nach dem Orient, gingen, für die Dauer ihrer Fahrt 



1) Vgl. zum folgenden: Martens-Bergbohm, Bd. II, S. 66 f. und 
87 f.; UUmann, Yölkerrecht, S. 114; Martens-SkerBt, S. 44 ff.; Lipp- 
mann a. a. O.; Heilborn, Enzyklopädie, S. 1036; Bulmerincq in Mar- 
quardsens Hdbch. des öffentl. Rechts 1, Bd. II, 2, S. 323 f., 334 f.; Ders. 
in V. Holtzendorffs Hdbch. des Völkerrechts, Bd. III, S. 687 ff.; Hübler, 
8. 42f; Rivier, S. 279; Bonfils, S. 388 f.: ßtrisower, 8. 408 f. 
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einen ans ihrer Mitte erkoren, der alle Streitigkeiten schlichten 
sollte, natürlich nach heimischem Recht. Aus einzelnen Fahrten 
werden dauernde Beziehungen, in der Zeit der Kreuzzuge ent- 
stehen an den Küsten des Schwarzen Meeres und in Kleinasien 
zahlreiche Faktoreien der italienischen Kaufleute, nach Nationali- 
taten gesondert^ jede in sich abgeschlossen. Der gewählte Ver- 
trauensmann, der auch hier zunächst Recht spricht, muß bald 
dem vom Heimatsstaat entsandten Beamten, dem Konsul, dem 
Bailo, oder wie er sonst im Anklang an heimische Verhältnisse 
genannt wird, weichen. Im 13. Jahrhundert breitet sich das 
Konsulatswesen und damit die Fremdenjurisdiktion auch in Europa 
aus. „Die italienischen Handelsrepubliken hielten an dem Namen 
Konsuln fest Für die Vorsteher der hanseatischen Kontore wird 
der Titel „Aldermann'* üblich. In England hießen sie „Kourt- 
naasters", in Holland „Konservadores" ^). 

Mit dem Ausgang des Mittelalters tritt ein Wendepunkt ein. 
Das Fremdenrecht erfährt eine gründliche Umgestaltung; die er- 
starkende Staatsgewalt will Herr im eigenen Hause sein und 
unterstellt alle Fremden ihrer Gerichtsgewalt ^). Eine Ausnahme 
bildet im christlichen Europa allein Portugal, wo noch bis 1842 
englische Konsuln Gerichtsbarkeit ausüben^). Dagegen erhalten 
sich im Orient durchweg die alten Einrichtungen. Zwar ist ihre 
Fortdauer lange Zeit arg bedroht durch den fanatischen Haß, 
mit dem besonders seit der Eroberung Konstantinopels der hier 
zur Herrschaft gelangte Islam alle „Ungläubigen" verfolgt. Eine 
wirkliche Unterbrechung der Beziehungen zwischen Abendland 
und Morgenland tritt indes nicht ein: es werden den türkischen 
Herrschern dieselben Vorrechte abgerungen, wie sie für die euro- 
päischen Kaufleute früher bestanden hatten^). Die Rolle der 
italienischen Städterepubliken ist jedoch jetzt ausgespielt. 



1) Hübler, S. 451; Motive 1867, S. 137 f. 

2) Hübler, a. a. O. 

3) Vgl Bevue de droit international et de legislation compar^e, Tome X, 
pag. 286; Meili, Internationales Zivil Prozeßrecht, S. 367. 

4) Bonfils, 8. 389. 
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Seit dem 16. Jahrhundert ist Frankreich die Vormacht des 
Westens im Orient, .,le champion de tous les autres Etats'' ^). Die 
franzosisch- türkischen „Kapitulationen'', die anfänglich den Cha- 
rakter reiner Privilegien der Pforte tragen, allmählich aber sich 
EU völkerrechtlichen Verträgen umgestalten, bilden noch heute die 
Grundlage der Konsulargerichtsbarkeit der europäischen Staaten 
überhaupt^). Die weitergehenden Bemühungen Frankreichs, „die 
Rolle eines Protektors und alleinigen Vermittlers zwischen dem 
christlichen Europa und dem mohammedanischen Orient zu spielen"^, 
haben allerdings nur zeitweilig Erfolg. Die immer zunehmende 
Mißwirtschaft in der Türkei, der Mangel an jeglicher geordneten, 
unparteiischen Rechtspflege drängen einen Staat nach dem andern 
zum Abschluß von Kapitulationen, durch welche seine Untertanen 
von der türkischen Gerichtsbarkeit eximiert und dem heimischen 
Konsul unterstellt werden ^). All diesen Verträgen ist gemeinsam 
die sogenannte Meistbegünstigungsklausel ^), d. h. der Grundsatz, 
daß die Bestimmungen desjenigen Vertrags maßgebend sein sollen, 
der die weitgehendsten Privilegien zusichert 

Als dann im 19. Jahrhundert die Lander Ostasiens dem 
Weltverkehr erschlossen werden, findet das Institut der Konsular- 
gerichtsbarkeit auch hier Eingang^), wo ebensowenig Garantien 
für eine unparteiische Handhabung der Rechtspflege vorhanden 
sind als in der Türkei. „Das Exterritorialitätsrecht der Fremden 
bietet die unumgängliche Garantie gegen muselmännischen Fana- 
tismus und asiatische Willkür". 7) 

Unter den deutschen Staaten besaß bei Gründung des Nord- 
deutschen Bundes nur Preußen eine organisierte konsularische 

l)Fiai8len, De la Dature de 1a mission consulaire etc., pag. 28; 
vgl. zum folgenden aach Autonopoulos-Meyer, S. 98 f. 

2) Autonopoulos-Meyer, S. 110. 

3) Lippmann, S. 61. 

4) Martens-Bergbohm, 8. 88. 

5) Art. „Konsularverträge" im Österreichisch. Staatswörterbuch, Heil- 
born, Enzyklopädie, S. 1046, 1047. 

6) Strisower, S. 409. 

7) Martens-Skerst, S. 319. 
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Rechtspflege nach Maßgabe des Gesetzes vom 29. Juni 1865 >). 
Den Ausgangspunkt hatte hier der Vertag Preußens mit der 
Hohen Pforte vom 22. März 1761 (alten Stils) gebildet. Es be- 
stand femer ein Vertrag Preußens mit Japan ^), es bestanden 
Vertrage des Deutschen Zollvereins mit China ^) und Siam^). In 
Art 4 Z. 7 und 56 der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
und dann in gleichlautenden Artikeln der deutschen Reichsver- 
fassung wurde nun das Konsularwesen und damit auch die Kon- 
sulargerichtsbarkeit^) zur Bundes- bzw. Reichssache erhoben. Zu- 
nächst blieben aber gemäß § 22 — 24 des Gesetzes betreffend die 
Organisation der Bundeskonsulate usw. vom 8. November 1867^) 
die Bestimmungen des erwähnten preußischen Gesetzes vom 
29. Juni 1865 maßgebend. Ein besonderes Reichsgesetz über die 
Konsulargerichtsbarkeit wurde erst im Anschluß an die Reichs- 
justizgesetzgebung unter dem 10. Juli 1879 ^) erlassen. An dessen 
Stelle trat dann das Gesetz vom 7. April 1900^). 



1) Vgl. über die preußische Entwicklung die Rede des Begierungs- 
komroissars Pape in den Stenogr. Berichten d. preuß. Hauses der Abg. 1865, 
Bd. III, S. 1565. 

2) Vertrag vom 24. Januar 1861 (Preußische Gesetz-Sammlung 1864, 
S. 461 ff.) 

3) Vertrag mit China vom 2. September 1861 (Gesetz-Sammlung 1863, 
S. 265 ff.) 

4) Vertrag mit Siam vom 7. Februar 1862 (Gesetz - Sammlung 1864, 
S. 717 ff.) 

5) Laband, Bd. III, S. 335». 

6) Bundesgestzblatt, S. 137. 

7) RGBl., S. 197. 

8) RGBL, S. 213. 



1. Abschnitt 

§2. 

Die rechtlichen Grundlagen der Konsulargerichtsbarkeit. Ihre 
Stellung innerhalb des deutschen Gerichtswesens. 

In den „nichtchristlichen" Ländern üben die deutschen Kon- 
suhl (allein oder unter Zuziehung von Beisitzern) in weitem Um- 
fange streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit über deutsche Reichs- 
angehörige und einen Kreis ihnen gleichgestellter Personen, der 
sog. „Schutzgenossen" aus. Von diesen „Konsulargerichten" geht 
der Instanzenzug ans Reichsgericht; Organisation und Verfahren 
bestimmen sich nach dem Konsulargerichtsbarkeitsgesetz. 

Bei der rechtlichen Würdigung dieser Verhältnisse erhebt 
sich vor allem die Frage nach der Grundlage der Konsular- 
gerichtsbarkeit. Denn Schauplatz deutscher Gerichtsbarkeit als 
einer bestimmten Äußerung der Staatsgewalt ist regelmäßig ein 
Gebiet, über welches dem Deutschen Reiche Gebietshoheit zu- 
steht: das Reichsgebiet oder ein deutsches Schutzgebiet. Da- 
gegen vollzieht sich die Tätigkeit des Konsulargerichts iu Ländern, 
die fremder Staatsgewalt unterworfen sind. 

Eine Erklärung hierfür könnte an sich die Auffassung bieten, 
die Konsulargerichtsbarkeit habe die rechtliche Natur einer iuris- 
dictio delegata des „nichtchristlichen Staates", in dem sie aus- 
geübt wird. 

Diese Ansicht ist bei Gelegenheit der Beratung des preußi- 
schen Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes von der preußischen Staats- 
regierung vertreten worden i); auch neuerdings hat sie wieder 



1) Kommissionsbericht zum preußischen KGG. in den Stenogr. Be- 
richten d. preuß. Hauses d. Abg., Bd. IV, S. 1117. 

2 
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Anklang gefunden*), namentlich im Hinblick auf Bestimmungen, 
die sich im deutsch-japanischen Vertrage fanden und die in den 
Verträgen mit China und Korea wiederkehren. Danach sollen 
Geldstrafen und Konfiskationen, die von den Konsularbehörden 
ausgesprochen sind, der Regierung des Territorialstaates zufallen 2). 
Indes läßt sich daraus nicht der Schluß ziehen, daß die Konsular- 
gerichtsbarkeit iurisdictio delegata sei. „Gerade die Tatsache 
dieser Vereinbarung beweist, daß man den Anspruch der korea- 
nischen (chinesischen) Staatskasse nicht als selbstverständlich be- 
trachtete; als selbstverständlich hätte der Anspruch und die 
Klausel als unnötig erscheinen können, wenn die Konsulargerichts- 
barkeit eine aus der fremden Staatsgewalt abgeleitete wäre"^). 
Überdies steht „der Anspruch auf die Vermögensstrafen über- 
haupt in keiner Beziehung zur Gerichtsl)arkeit" *). 

Sonach läßt sich aus jenen singulären Bestimmungen die 
Auffassung nicht rechtfertigen, die deutsche Konsulargerichtsbar- 
keit habe die rechtliche Natur einer iurisdictio delegata. Es 
handelt sich bei ihr um eigene, nicht um abgeleitete Gerichts- 
barkeit des Deutschen Reichs und — da bei der Ausübung von 
Gerichtsbarkeit Hoheitsrechte geltend gemacht werden — um 
eigene, nicht um abgeleitete Hoheitsrechte. Zur Ausübung von 
Hoheitsrechten im Gebiete eines anderen Staates ist stets ein be- 
sonderer Titel, die Bewilligung des betreffenden Staates erforder- 
lich^). Denn kraft seiner Gebietshoheit hat jeder Staat gegen 

1) Hübler, S. 76; Serega, S. 13 (letzterer trifft allerdings keine 
klare Entscheidung. 

2) Art. 7 des Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrags des 
norddeutschen Bundes usw. vom 20. Februar 1869 (Bundesgesetzblatt 1870, 
Nr. 1), Art. III, Z. 6 des deutsch -koreanischen, Art. XXIX des deutsch- 
chinesischen Vertrags. 

3) Klein feil er, in der Kritischen Vierteljahrsschrift, 3. Folge, Bd. IV 
(d. g. F. Bd. XL), S. 607. 

4) Ibid. 

5) Vgl. zum folgenden Heilborn, Enzyklopädie, S. 1018 (§ 24 1/1020, 
1022); Heilborn, Bystem, S. 77 ff.; Laband, Bd. II, S. 6; Zorn, in der 
Kritischen Vierteljahrsschrift, Neue Folge, Bd. II, S. 534 ff.; Derselbe in 
Hirths Annalen, S. 85 ff. 
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alle anderen Staaten einen Anspruch auf Ausschluß jeder un- 
mittelbaren Einwirkung auf sein Gebiet^). Die Bewilligung kann 
nun in doppelter Weise erfolgen: Der betreffende Staate z. B. die 
Türkei, duldet stillschweigend die Ausübung deutscher Hoheits- 
akte in seinem Gebiet oder das Deutsche Reich erwirbt einen 
vertragsmäßigen Anspruch darauf. § 1 des Konsulargerichtsbar- 
keitsgesetzes spricht dies deutlich aus: „Die Konsulargerichtsbar- 
keit wird in den Ländern ausgeübt, in denen ihre Ausübung 
durch Herkommen oder durch Staats vertrage gestattet ist". 

Die Justizhoheitsrechte, welche auf Grund solcher Bewilli- 
gung in den „nichtchristlichen'' Ländern geltend gemacht werden, 
nehmen ihre Richtung notwendig nur gegen einen bestimmten 
Kreis von Personen: Konsulargerichtsbarkeit ist Ausfluß deutscher 
Persoiialhoheit 2). Daher unterstehen ihr in erster Linie deutsche 
Reichsangehörige; denn sie sind der Personalhoheit des Deutschen 
Reichs überall unterworfen, wo sie sich befinden, nur ist die un- 
mittelbare Geltendmachung der Personalhoheit im Gebiet eines 
anderen Staates an die Bewilligung dieses Staates gebunden; in 
den „nichtchristlichen" Ländern ist diese Voraussetzung, wie wir 
sahen, gegeben. 

Der Personalhoheit des Deutschen Reichs unterstehen in 
jenen Ländern noch die sog. „Schutzgenossen". Das Band, 
welches diese Personen an die Staatsgewalt des Deutschen Reichs 
bindet, ist zwar kein staatsrechtliches; die Schutzgenossen sind 
Ausländer. Dagegen sind sie anderen Staaten gegenüber als An- 
gehörige des Deutschen Reichs zu betrachten^). Dieses übt Herr- 
schaftsrechte über sie aus. Nun wird gewöhnlich von „Schutz- 
recht" gesprochen. Indes ist das nichts vom Herrschaftsrecht 
Verschiedenes. „Der Ausdruck Schutzrecht bezeichnet nur den 
Zweck der Ausübung des Herrschaf tsrechts" *). 



1) Heilborn, System, S. 33. 

2) Heilborn, Enzyklopädie, S. 1022. 

3) Vgl. auch Brauer, 8. 119. 

4) Heilborn, System, S. 80. 



- 20 — 

Inwieweit jedoch Deutsche und Schutzgenossen der Personal- 
hoheit und damit der Konsulargerichtsbarkeit des Deutscheu Reichs 
unterworfen sind, bestimmt sich wiederum nach Verträgen und 
Herkommen. So sind in einer Reihe von Ländern die Landes- 
gerichte, nicht die deutschen Konsulargerichte zuständig für Pro- 
zesse, an denen Deutsche (bzw. Schutzgenossen) und Angehörige 
des betr. Landes beteiligt sind*). 

Ebenso bilden Verträge und Herkommen in sachlicher Be- 
ziehung die Schranke für die Ausbildung deutscher Konsular- 
gerichtsbarkeit. Im allgemeinen haben die Konsulargerichte den- 
selben Geschäftskreis wie die ordentlichen Gerichte, sie sind also 
zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten und Strafsachen *). 
In der Türkei dagegen gehören Grund^tücksprozesse nie vor ihr 
Forum 3). In dem Augenblick aber, wo diese Beschränkung weg- 
fiele, würde den Konsulargerichten die volle, ihnen vom Konsular- 
gerichtsbarkeitsgesetz verliehene Zuständigkeit zukommen. 

Andrerseits ist der Raum, den die „nichtchristlichen" Staaten 
für die deutsche Gerichtsbarkeit überhaupt freigegeben haben, 
durch die Konsulargerichtsbarkeit nicht ausgefüllt. Schwurgerichts- 
sachen gehören nie vor die Konsulargerichte, sondern werden im 
Reichsgebiet abgeurteilt. 

Sieht man indes von diesen Besonderheiten ab, so deckt 
sich der Wirkungskreis der Konsulargerichte mit denen der ordent- 
lichen Gerichte. Man kann sie als ordentliche Gerichte des Reichs 
im Ausland bezeichnen*). Die in GVG. § 13 aufgestellte Schei- 
dung in ordeutliche und besondere Gerichte bezieht sich nur auf 
die inländische Gerichtsorganisation; das GVG. findet auf die 
Konsulargerichtsbarkeit in seinen organisatorischen Bestimmungen 
keine Anwendung 5). Eine Einreihung der Konsulargerichte unter 

1) Vgl. unten S. 41. 

2) Vgl. §§ 7, 10 KGG. 

3) Vgl. vorläufig Autonopoulos-Meyer, S. 116 ff. 

4) Vgl. auch Hellwig, Lehrbuch des deutschen Zivil Prozeßrechts, 
Bd. I, S. 69. 

5) Dagegen sind die §§ 170—200 GVG. als „Vorschriften über das 
Verfahren" gemäß § 19 KGG. anwendbar; vgl. Motive 1900 zu § 18 KGG. 
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die „ordentlichen" oder die „besondern" Gerichte im Sinne von 
GVG § 13 ist daher verfehlt i). 

In ihrem Verhältnis zu andern deutschen Gerichten (im 
Reichsgebiet oder in den deutschen Schutzgebieten) sind die Kon- 
sulargerichte „inländische" Gerichte, denn sie sind „Schöpfungen 
deutscher Gerichtsherrlichkeit" ^). Bei dem Gegensatz von in- 
ländischen und ausländischen Gerichten „bandelt es sich nicht 
um einen Gegensatz von Gebietsteilen, sondern von Staatspersön- 
lichkeiten ^). Die Folge davon ist, daß Urteile eines Konsular- 
gerichts zur Vollstreckung im Reichsgebiet keines Vollstreckungs- 
urteils gemäß § 722 CPO. bedürfen*). 



2. Abschnitt 

Der Umfang der deutschen Konsulargerichtsbarkeit. 

§ 3. 
1. Das territoriale Gebiet der deutschen Konsular- 
gerichtsbarkeit. 

Gemäß § 1 KGG. wird deutsche Konsulargerichtsbarkeit in 
den Ländern ausgeübt, in denen ihre Ausübung durch Herkommen 
oder Staatsvertrag gestattet ist. Gegenwärtig sind das folgende 
Länder: 

I. Die Türkei und ihre sogenannten Nebenländer. 

1. Die Grundlage bildet der Freundschafts- und Handels- 
vertrag zwischen Preußen und der Hohen Pforte vom 22. März 
1761 (alten Stils) ^). Von diesem Vertrage kommen namentlich 



1) Die Einreihung ist «ehr verbreitet: vgl. R. Schmidt a. a. O., 
S. 191; Wach, S. 350; Vierhaus, in der Zeitschrift für deutschen Zivil- 
prozeß, Bd. XIV, S. 201—206; Bennecke-Beling, S. 406. 

2) R. Schmidt a. a. O., S. 191. 

3) Binding, Handbuch des Strafrechts, Bd. I, S. 412. 

4) Vgl. unten S. 68. 

5) v. Poschinger, S. 184. 
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die Art. 4 und 5 in Betracht. Die hier enthaltenen Bestim- 
mungen wurden in den Vei-trägcn des Deutschen Zollvereins mit 
der Türkei von 1840 und 1862^) neuerdings in Art. XXIV des 
Freundschafts-, Handels- und Schif f ah rts Vertrages zwischen dem 
Deutschen Reich und der Türkei vom 26. August 18902) be- 
stätigt — dies alles, obgleich die Türkei im Pariser Vertrage 
vom 25. März 1856 in die Völkerrechtsgemeinschaft aufgenommen 
und obgleich seitens der Mächte im 14. Protokoll zu diesem Ver- 
trage erklärt wurde, daß die Verträge (über die Konsulargerichts- 
barkeit) „einem Zustande entsprächen, dem der gegenwärtige 
(Pariser) Vertrag ein Ende zu machen notwendig bestrebt sein 
müsse" ^). 

2. In den Nebenländern der Türkei sind die politischen 
Veränderungen, die nach dem Pariser Vertrag, insbesondere durch 
den Berliner Kongreß von 1878 eintraten, auch auf das Fort- 
bestehen deutscher Konsulargerichtsbarkeit von Einfluß gewesen. 

a) In Serbien und Rumänien steht der formelle Rechts- 
zustand nicht in Einklang mit der tatsächlichen Übung. Beide 
Länder sind durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878*) 
von den Kongreßmächten als unabhängig anerkannt worden (vgl. 
Art. 34 und 43 des Berliner Vertrags). Indes wurde in Art. 37, 
Abs. 3 bzw. in Art. 49 des Vertrags in nahezu übereinstimmen- 
den Worten vereinbart, daß die Privilegien und Immunitäten der 
fremden Untertanen, sowie die konsularischen Gerichtsbarkeits- 
und Schutzrechte, wie solche augenblicklich beständen, in voller 
Kraft bleiben sollten, solange sie nicht in gemeinsamem Einver- 
ständnis zwischen den (damaligen) Füratentümern und den be- 
teiligten Mächten abgeändert würden. 

Was speziell Serbien betrifft, so haben Großbritannien, Italien, 
Österreich-Ungarn, die Vereinigten Staaten von Nordamerika bald 



1) Verträge vom 11. Oktober 1840 (Preiiß. Gesetz - Sammlung 1841, 
S. 157) und vom 20. März 1862 (Preuß. Gesetz-Sammlung 1863, S. 169). 

2) RGBl. 1891, S. 117. 

3) V. Liszt, Völkerrecht, S. 137. 

4) RGBl., S. 307. 
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nach 1878 auf ihre Rechte aus dem Berliner Vertrage verzichtet i). 
Damit hat die deutsche Konsulargerichtsbarkeit in Serbien an 
Bedeutung verloren. Denn gemäß Art. 25 des deutsch-serbischen 
Vertrags vom 6. Januar 1883 ^) sind „die Kapitulationen bezüg- 
lich der Konsulargerichtsbarkeit nur noch hinsichtlich derjenigen 
gerichtlichen Angelegenheiten in Anwendung, die sich auf die 
Verhältnisse von Angehörigen solcher Mächte beziehen, die auf 
die ihnen zukommenden Vorrechte nicht verzichteten". Ange- 
sichts des erwähnten Verzichts der Großmächte „hat der Vor- 
behalt wenig Bedeutung mehr"^). Immerhin ist für den deutschen 
Generalkonsul in Belgrad noch ein Jurisdiktionsbezirk bestimmt^). 

Mit Rumänien ist bisher noch kein die Kousulargerichts- 
barkeit betreffendes Abkommen getroffen. So besteht sie formell 
weiter. In der neuesten amtlichen Veröffentlichung über die 
Orte, an denen sich Kaiserliche, zur Ausübung der Gerichtsbar- 
keit befugte Beamte befinden, werden als solche Orte Bukarest, 
Galatz und Jassy aufgeführt^). Doch wird bemerkt, daß „tat- 
sächlich von den Kaiserlichen Konsulatsbehörden in Rumänien 
die Gerichtsbarkeit nicht mehr in vollem Umfange ausgeübt wird". 
Auch V. Liszt (Völkerrecht, S. 137) sowie Flaislen (bei Leske- 
Löwenfeld, Bd. II, S. 193) bezeugen, daß tatsächlich bereits seit 
der eigenen Unabhängigkeitserklärung im Jahre 1877 die Aus- 
übung der Konsulargerichtsbarkeit in Rumänien aufgehört hat. 

b) In Bulgarien ist die deutsche Konsulargerichtsbarkeit 
durch die Verordnung vom 27. Febr. 1908^) in einigen Punkten 
zugunsten der Landesgerichtsbarkeit eingeschränkt. Im übrigen 
gelten die für die Türkei maßgebenden Bestimmungen. 



1) König, S. 268. 

2) RGBl., S. 62. 

3) Goes, S. 509. 

4) Preuß. Justiz -Ministerialblatt (JMBl.) 1907, S. 103. Nach Auto- 
nopoulos-Meyer, 8. 29, Andra Georgevich bei Leske-Löwenfeld, Bd. 
II, 8. 236^ ist die deutsche Konsulargerichtsbarkeit in 8erbien außer Übung. 

5) JMBl. 1907, S. 103. 

6) RGBl, 1908, 8. 63. 
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c) Die deutsche Konsulargerichtsbarkeit ist aufgehoben in 
Bosnien und der Herzegowina^), in Tunis*) und Montenegro^). 
Das Gleiche gilt bezüglich Cyperns. Zwar hat sich England im 
geheimen Defensiv- Allianz vertrag vom 4. Juni 1878 die Insel nur 
„zur Besetzung und Verwaltung*' überweisen lassen; „in der Tat 
übt England jedoch auf Cypern alle Hoheitsrechte aus. Daher 
hätte es der Note gar nicht bedurft, durch die das Londoner 
Kabinett den Mächten erklärte, daß die Herrschaft der Kapitu- 
lationen aufgehoben und daß an Stelle der Konsulargerichtsbar- 
keit die englische Gerichtsbarkeit gesetzt werde"*). 

d) Sehr verwickelt sind die Rechtsverhältnisse in Ägypten^). 
Bis 1874 war hier formell noch der alte Vertrag Preußens mit 
der Türkei (vom 22. März 1761) in Geltung, wenngleich sich 
durch Herkommen eine zum Teil von den Bestimmungen der 
Kapitulationen abweichende Konsularjurisdiktion herausgebildet 
hatte. Vielfache Mißstände führen zu Reformplänen. Den Be- 
mühungen Nubar Paschas gelingt es, mit den europäischen 
Mächten Konventionen zwecks Reformierung des Gerichtswesens 
abzuschließen. Uns interessiert die Konvention mit dem Deutschen 
Reiche vom 5. Mai 1875 nebst Anhang vom 22. Januar 1876. 
Vorher war im Reichsgesetz vom 30. März 1874**) eine Ein- 
schränkung der Konsulargerichtsbarkeit auf höchstens 5 Jahre 
zugelassen worden. Das eigentliche Reformgesetz (ein ägyptisches 
Landesgesetz) erging am 16. Sept. 1875 als Reglement d^organi- 
sation judiciaire pour les proc^s mixtes^). Ein großer Teil der 

1) Reicbsgesetz betr. die Konsulargerichtsbarkeit io Bosnien und in 
der Herzegowina vom 7. Juni 1880 (RGBl., S. 146) und Verordnung gleichen 
Betreffs vom 23. Dezember 1880 (RGBL, S. 191). 

2) Gesetz vom 27. Juli 1883 (RGBl., S. 263) und Verordnung vom 
21. Januar 1884 (RGBL, S. 9). Lippmann, S. 110. Anm. 4, dazu die Er- 
klärung vom 18. November 1896 (RGBL 1897, S. 7). 

3) Leske-Löwenfeld, Bd. II, S. 343. 

4) Lippmann, S. 108. 

5) VgL zum folgenden Lippmann, S. 118 ff. 

6) RGBL, S. 23. 

7) über die rechtliche Natur des Reglements vgl. Fl ei seh mann, 
Völkerrechtsquelleii, S. 138; Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, S. 290. 
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bisher vor die Konsulargerichte gehörenden Rechtssachen wurde 
den neu errichteten »gemischten Gerichten" überwiesen, die am 
1. Februar 1876 in Tätigkeit traten. Es sind dies ägyptische 
Landesgerichte, drei erster Instanz und der Appellhof in Alexan- 
drien. Die Richterstellen werden mit Ägyptern und Europäern 
besetzt; die Ernennung erfolgt durch die ägyptische Regierung; 
bei den europäischen Richterstellen, die unter die Konsularmächte 
verteilt sind, gebührt der betreffenden Macht ein Vorschlags- 
recht ^). 

Korrespondierend mit diesem Reglement wurde auf Grund 
des erwähnten Reichsgesetzes vom 30. März 1874 eine Kaiser- 
liche Verordnung unter dem 23. Dezbr. J875*^) erlassen, durch 
welche die den deutschen Konsulargerichten verbleibenden An- 
gelegenheiten genau bezeichnet wurden. 

„Die durch diese Rechtssätze zunächst provisorisch ge- 
schaffenen Zustände fanden, nachdem sie sich bewährt hatten, 
ihre definitive Anerkennung durch Gesetz vom 5. Juni 1880 und 
Kaiserliche Verordnung vom 23. Dezember 1880, wodurch die 
beschränkte Geltungsdauer der früheren Vorschriften aufgehoben 
wurde" ^). 

II. China. 

Hier bildet die Grundlage der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit der Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts vertrag des 
Zollvereins Mecklenburg-Schwerins, Mecklenburg-Strelitz^ und der 
freien Hansestädte vom 2. Septbr. 1861 **) Dieser Vertrag gilt 



1) Lippmann, 122 ff. 

2) RGBi., S. 381. 

3) Zorn in Hirths Annalen 1882, S. 480. Weitere Kaiserliche Ver- 
ordnungen betr. die Konsulargerichtsbarkeit in Ägypten, ergingen unter dem 
15. Februar 1897 (RGBl., S. 17), dem 6. Januar 1901 (RGBL, S. 3), dem 

4. Februar 1904 (RGBL, S. Gl) und dem 29. Juni 1908 (RGBL, S. 469). Im 
Sudan ist die Konsulargerichtsbarkeit seit der Wiedereroberung durch Eng- 
land (1899) beseitigt. Fleischmann, S. 291 »^ v. Liszt, Völkerrecht, 

5. 140. 

4) Preuß. Gesetz-Sammlung 18(53, S. 265. 
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gemäß Art. 9 der Zusatzkonvention vom 31. März 1880^) zu 
diesem Vertrage für das Deutsche Reich in allen Bestimmungen, 
welche durch das erwähnte Abkommen nicht abgeändeil worden 
sind. Bezüglich der Konsulargerichtsbarkeit sind Abänderungen 
nicht zu verzeichnen. 

III. Korea. 

Hier ist die Grundlage der Handels-, Freundschafts- und 
Schiffahrtsvertrag mit dem Deutschen Reiche vom 26. November 
1883 2). 

IV. Persien. 

Maßgebend ist der Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts- 
vertrag vom 11. Juni 1873 3). 

V. Siam. 

Hier bildet die Grundlage der Freundschafts-, Handels- und 
Schi ffahrts vertrag des Zollvereins Mecklenburg- Schwerins und 
Mecklenburg-Strelitz' vom 7. Februar 1862*). 

VI. Marokko. 

Hier bestehen keine speziellen Vertragsbestimmungen Ober 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit. Jedoch ist in Artikel 1 des 
Handelsvertrags zwischen dem Deutschen Reiche und Marokko 
vom 1. Juni 1890^) folgendes vorgesehen: „Jeder der hohen ver- 
tragschließenden Teile verpflichtet sich, den Untertanen des andern 
Teils alle Rechte, Vorteile und Privilegien zuzusichern und zu 
gewähren, welche seitens des einen wie des andern Teils den 
Angehörigen der meistbegünstigten Nation zugestanden sind und 
zukünftig zugestanden werden". 



1) RGBl. 188J, S. 261. 

2) RGBl. 1884, S. 221. 

3) RGBl., S. 351. 

4) Preuß. ({oi^etz-Samnilung 18G1, S. 717 ff. 

5) RGBl. 1891, S. 378 ff. 
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Nun ist eine sehr weitgehende Regehing der Konsular- 
gerichtsbarkeit in Marokko im englischen Vertrag vom 9. Dez. 
1856 enthalten^). Seine Bestimmungen sind kraft der erwähnten 
Mcistbcgunstigungsklausel auch für das Deutsche Reich maß> 
gebend. 

Für die Ausübung deutscher Konsulargerichtsbarkeit in 
Marokko kommen aber weiterhin noch gewisse Bestimmungen der 
Konvention in Betracht, welche die europäischen Mächte und die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika zur Regelung des Schutz- 
rechts in Marokko unter dem 3. Juli 1880 2) abschlössen. 

Endlich ist noch eine singulare Bestimmung in Art. 4 des 
Gesetzes vom 21. Dez. 1906^) zur Ausführung der Generalakte 
der internationalen Konferenz in Algeciras vom 7. April 1906 
getroffen. Hiernach ist das Konsulargericht in Tanger in gewissen 
Fällen Berufungsinstanz im Enteignungsverfahren, wenn der Grund- 
eigentümer ein Deutscher oder deutscher Schutzgenosse ist. 

VII. 

Auf den Inseln der Südsee besteht deutsche Konsulargerichts- 
barkeit nur noch in Gebieten fort, die weder deutsches Schutz- 
gebiet sind noch einer vom Deutschen Reich anerkannten Gerichts- 
barkeit unterstehen. Als Gerichtssitz ist Apia auf üpolu (Samoa- 
inseln) bestimmt*). Verti*äge sind hier nicht geschlossen; es ent- 
scheidet die tatsächliche Übung. 

Die früher auf den Samoa- und Tongainseln ausgeübte 
deutsche Konsulai'gerichtsbarkeit ist seit der Neuregelung der Ver- 
hältnisse auf diesen Inseln weggefallen ^). 

1) Vgl. Lippmann, S. IKJ. 

2) KGBl. 1S81, S. 103; vgl. Lippnmnn. S. 11.5. 

3) RGBl., S. 886. 

4) IMBl. 1907, 8. 103. 

5) Vgl. Reich.sge.setz vom 15. Februar 1900 (RGBL, S. 37), ferner be- 
zuglich Tongas Verordnung vom 26. Juni 1902 (RGBl., S. 261), bezüglich 
Samoaa die Verordnung vom 17. Februar 1900 (RGBL, S. 39), sowie die 
Bekanntmachungen vom 26. März 1900 (RGBL, S. 136) und vom 25. Sept. 
1900 (RGBL, S. 849j. 
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VIII. 

Die deutsche Konsulargerichtsbarkeit ist aufgehoben: 

1. In Japan durch den Konsularvertrag vom 4. April 1896^) 
und die sich darauf gründende Bekanntmachung vom 7. Juli 
1899 2). 

2. In Zanzibar durch Gesetz vom 15. Febr. 1900^) in Ver- 
bindung mit der Verordnung vom 11. Juni 1907^). 

2. Sachliche und persönliche Abgrenzung der deutschen 

Konsulargerichtsbarkeit. 

§4. 
a) Gegenüber der Gerichtsbarkeit fremder Staaten. 

Der Rahmen, innerhalb dessen die deutsche Konsulai-gerichts- 
barkeit ausgeübt wird, bestimmt sich durch Verträge und Her- 
kommen. Soweit die letztere Quelle maßgebend ist, läßt sich 
eine nähere Bestimmung nicht treffen. Es kann nur im allge- 
meinen gesagt werden, daß die Konsulargerichte, besonders auf 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit, alle ihnen durch 
das deutsche Gesetz zugewiesenen Funktionen ausüben dürfen, 
soweit nicht ein Gesetz des fremden Staats bestimmte Angelegen- 
heiten den heimischen Behörden ausschließlich vorbehält oder ein 
den Bestimmungen des deutschen Gesetzes widersprechendes Her- 
kommen nachweisbar ist^). 

Anders, soweit Verträge die Grenze abstecken! Hier sind 
die bei weitem wichtigsten Fälle, Zivil- und Strafsachen, geordnet, 
und es treten dabei ganz bestimmte, einheitliche Gesichtspunkte 
auf. Bevor aber darauf eingegangen werden kann, muß betont 
werden, daß die deutsche Konsulargerichtsbarkeit nicht nur gegen- 
über der territorialen Gerichtsbarkeit des „nichtchristlichen" Staats, 



1) RGBl., S. 741. 

2) RGBl., S. 364. 

3) RGBl., S. 37. 

4) RGBl., S. 367. 

5) Vgl. auch Laband, Bd. III, S. 13. 
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sondern auch gegenüber der Konsulargerichtsbarkeit anderer euro- 
päischer Staaten (daneben noch der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und seit kurzem auch Japans) ^) einer Abgrenzung 
bedarf. Indes kann beides gemeinsam behandelt und in folgen- 
dem — allgemein gebräuchlichen — Schema untergebracht wer- 
den 2): man scheidet zunächst die Zivilsachen von den Straf- 
sachen. Innerhalb der Zivilsachen kommt es darauf an, ob nur 
Angehörige derselben Nationalität (z. B. nur Deutsche) als Kläger 
und Beklagter beteiligt sind, oder Angehörige verschiedener Kon- 
sularmächte (z. B. ein Deutscher und ein Franzose), oder endlich 
Angehörige einer Konsularmacht und des betreffenden Territorial- 
staats (z. B. ein Deutscher und ein Türke). 

Bei Strafsachen erfolgt die Scheidung danach, ob der Ver- 
letzte ein Landsmann des Angeschuldigten, ein Angehöriger einer 
Konsularmacht oder ein Angehöriger desjenigen Staats ist, in dem 
Konsulargerichtsbarkeit ausgeübt wird. 

Nach diesem Schema soll sich auch die folgende Darstellung 
richten. 

I. Wir beginnen mit Zivilsachen. Hier sind nach den Be- 
stimmungen gewisser Verträge Immobiliarprozesse von vornherein 
auszuscheiden; das ist der Fall in der Türkei und in Marokko*"^). 
In diesen beiden Ländern sind für die gedachten Rechtsstreitig- 
keiten deutsche Konsulargerichte nicht zuständig. 

Einer genaueren Betrachtung bedarf die Rechtslage in der 
Türkei (und in Ägypten)*). „Vor dem Jahre 1867 durften die 

1) Vertrag zwischen China und Japan vom 30. August 1871; von 
Holtzendorff. Handbuch des Völkerrechts, Bd. III, S. 772. 

2) Vgi. Autonopoulos-Meyer, S. 110. 111; Martens-Skerst, 
S. 321 und Inhaltsverzeichnis; Hübler, S. 70, 71; v. Liszt, Völkerrecht, 
S. 142; Martens-Bergbohra, Bd. II, S. 97; Uli mann, Völkerrecht, S. 138; 
Salem im Journal du droit international priv^, Bd. XVIII, S. 899; Berg- 
feld, S. 19, 20; Caleb, S. 91. 

3) Vgl. Art. 11 der Konvention mit Marokko vom 3. Juli 1880 
(RGBl. 1881, S. 103). 

4) Vgl. zum folgenden Autonopoulos-Meyer, 8. 110 ff., 139, 171, 
181 ff ; Martens-Skerst, S. 35nf.; Lippmann, S. 103; Bergfeld, S.21; 
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Fremden nach der türkischen Gesetzgebung kein Grundeigentum 
in jenem Kaiserreich haben" ^), so daß „streng genommen unter 
den Angehörigen der europäischen Staaten keine Klagen ent- 
stehen konnten, die das Eigentumsrecht an einer Immobilie zum 
Gegenstand hatten"*). Durch türkisches Gesetz vom 7. Septbr. 
1284 (d. h. im Jahre 1867) wurde nun den Fremden gestattet, 
Immobilien zu erwerben. Verschlossen blieb ihnen nach wie vor 
der Bezirk Hedjaz, d. h. die Landschaft mit den heiligen Städten 
Mekka und Medina'). Zugleich wurden aber durch Ziffer 3 des 
Art. 2 des zitierten Gesetzes alle Imraobih'arprozesse vor die tür- 
kischen Gerichte verwiesen *). Ihnen, nicht den deutschen Kon- 
sulargerichten, liegt in dieser Beziehung sowohl Entscheidung als 
Vollstreckung ob: „es war dies seitens der Pforte die condicio 
sine qua non für die Zulassung der Fremden zum Grundbesitz"^). 
Dem Gesetz wurde ein Protokoll beigefügt, das die Gesandten 
der Konsularmächte unterzeichneten^). Der norddeutsche Bund 
trat am 7. Juni 1869 bei ^. Auf die zahlreichen Streitfragen, 
die sich in der Praxis bei Anwendung dieses Gesetzes ergeben, 
kann hier nicht eingegangen werden. 

Für Ägypten besteht die Modifikation, „daß nur die ding- 
lichen Klagen, welche Immobilien betreffen, den deutschen Konsular- 
gerichten schlechthin entzogen und den gemischten Gerichten 



Brauer, S. 125; Zorn in Hirths Annaleii, S. 465; Padel» das Grund- 
eigentum in der Türkei im Jahrbuch für vergl. Rechtswissenschaft u. Volks- 
wirtschaftslehre, Bd. VI/VII, S. 435 ff. birt 1667 ff., vgl. in.sbesondere 8. 1606 
bis 1702, sowie S. 1734. 

1) Autonopoulos-Meyer, S. 116; über die Frage, auf welche Rechl«- 
sätze sich dieses Verbot stützt, vgl. Padel a. a. O., S. 1696 ^ 

2) Martens-Skerst, S. 351. 

3) Autonopoulos-Meyer, S. 117 u. 181 (Anlage A, Absatz 1 und 
Anm. 2): Padel a. a. O., S. 1696. 

4) Autonopoulos-Meyer, S. 182 (Anlage A), 

5) Padel, S. 1696; vgl. auch Art. 3, Abs. 2 u. 3 des zit. Ciosetzes 
vom 7. Öepher 1284; bei Autonopoulos-Meyer, S. 182. 

6) AutonopouloH-Meyer, S. 120, 183. 

7) Bcrgfeld, 8. 22; Beiart, 8. 128. 
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überwiesen sind, nicht aber persönliche Klagen gleichen Betreffs, 
welche sswischen Deutschen anhängig sind". Das erhellt deutlich 
aus Art. 9, Titre I, du Reglement judiciaire pour les proc^s 
mixtes, verkündet am 16. Sept. 1875 ^). 

Die dargestellte Ausnahme bezüglich der Immobiliarstreitig- 
keitcn erstreckt sich gleichmäßig auf alle Zivil prozesse, gleich- 
giltig, welcher Nationalität die Parteien angehören. Im übrigen 
ist nach dem oben aufgestellten Schema zu unterscheiden. Wir 
wenden uns demgemäß im folgenden zunächst den Zivilprozessen 
zu, die zwischen „Deutschen" spielen. 

1. Solche Prozesse gehören nicht vor die Gerichte des 
„nichtchristlichen" Staats. So heißt es in Art. 5 des preußisch- 
türkischen Vertrags: S^il arrivait quelque dispute eutre les Prus- 
siens ou leurs sujets — et tant que les Prussiens ne demaudent 
pas par eux-m^mes, h. ^tre jug^s par la lustice ottomane, les luges 
et Gouverneurs de la Sublime porte ne poun'ont s'ing^rer par 
force k vouloir les juger. 

Art. 39 des Vertrags mit China besagt: „Alle Fragen in 
bezug auf Rechte des Vermögens oder der Personen, welche sich 
zwischen Untertanen der kontrahierenden deutschen Staaten er- 
heben, sollen der Jurisdiktion der Behörden dieser Staaten unter- 
worfen sein". Ähnlich lauten die Bestimmungen sämtlicher an- 
deren Verträge 2). 



3) Abgedrackt in Fleischmann, Völkerrechtsquellen, S. 138; vgl. 
auch Verordnung vom 23. Dezember 1875, § 1, 2. Zeile (RGBL, S. 381), 
dazu Zorn in Hirths Annalen, S. 481; Autonopoulo8-Meyer, S. 481; 
Lippmann, S. 124, Anm. 3, sowie Fleischmann a. a. O., S. 139, Anm. 9 
sub IV. 

2) Vgl. Art. 111 des Vertrags mit Korea vom 26. November 1883; 
Art. 13 des Vertrags mit Persien vom 11. Juni 1873; Art. 17 der Konvention 
mit Marokko vom 3. Juli 1880 in Verbindung mit Art. 1 des Handelsvertrags 
mit Marokko vom 1. Juli 1890 und mit Art. 8 des englischen Vertrags mit 
Marokko vom 9. Dezember 1856; dazu Lippmann, S. 113 ff.; Art. 23 des 
Vertrags mit Siam vom 7. Februar 1862; auch in Ägypten entscheiden in 
Prozessen zwischen Deutschen die deutschen Konsulargerichte; vgl. Lipp- 
mann, S. 124. 
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Nicht io allen diesen Verträgen ist von „deutschen Reichs- 
angehörigen** die Rede. Es wechseln damit die Ausdrücke 
„deutsche Untertanen"^) und „Deutsche*'*) schlechthin ab. Da- 
neben wird im preußisch -türkischen Vertrag von „Prussiens ou 
leurs Sujets"^) gesprochen, und in einem Zusatzprotokoli zum deutsch- 
türkischen Handelsvertrag vom 26. August 1896 heißt es: „Es 
versteht sich von selbst, daß die Bestimmungen des am heutigen 
Tage zwischen dem Ottomanischen und dem Deutschen Reiche 
abgeschlossenen Handelsvertrags denjenigen im Ottoman ischen 
Reiche wohnenden Schweizern, welche sich unter deutsche Ge- 
richtsbarkeit stellen wollen, zu gute kommen werden". 

In der Tat, der Ausdruck „deutsche Reichsangehorige" darf 
nicht im gewöhnlichen engen, im staatsrechtlichen Sinne genommen 
werden-*). Vielmehr sind alle die erwähnten Bezeichnungen im 
Sinne von Personen zu gebrauchen, „auf welche sich die amtliche 
Tätigkeit der Konsuln bezieht"^). Diese Schutzgenossen im wei- 
teren Sinne ^) zerfallen in zwei Kategorien: in diejenigen Per- 
sonen, welche nach deutschem Staatsrecht reichsangehörig sind, 
und in die Schutzgenossen im engeren Sinn (vgl. § 2 KGG). 

a) Für den Erwerb der Reich sangehÖrigkeit ist maßgebend 
des Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- 
und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870^) (abgeändert durch 



1) Vgl. Art. 35, 37, 38, 39 des Vertrags mit China vom 2. September 
1861; Art. 9 des Vertrags mit Slam vom 7. Februar 18(52; Art. 16 des Ver- 
trags mit Persien vom 11. Juni 1873. 

2) Art. 16 des zit. Vertrags mit Persien. 

3) Art. 5 des preußisch-türkischen Vertrags vom 22. März 1761. 

4) Vgl. Brauer, S. 119; Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts, 
Bd. XVI, S. 17. Dies ist auch die Ansicht des Auswärtigen Amtes; vgl. 
Padel im Jalirbuch der Internat. Vereinigung für vergl. Rechtswis-senschaft 
und Volkswirtachaftslehre, Bd. Vl/VII, S. 1698; anders Senga. S. 24. 

5) König, S. 18. 

6) Hübler, S. 56; vgl. die Instruktion vom 1. Mai 1872, § 1 (nicht 
veröffentlicht, abgedruckt bei König, S. 608). 

7) Bundesgesetzblatt, S. 355. 
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Reichsgesetz vom 22. April 1871 und EG. zum BGB., Art. 41) 
sowie § 9 des Schutzgebietsgesetzes vom 25. Juli 1900^). 

Nun kann der deutsche Reichsangehörige aber zugleich An- 
gehöriger eines andern Staats sein. Ist dies der Staat, in dem 
die Konsulargerichtsbarkeit ausgeübt wird, so weicht die deutsche 
Personalhoheit der Territorialgewalt jenes Staats, als der stärkeren 
Macht. Das betreffende „sujet mixte^' ist daher den Landes- 
gerichten zu überweisen'^). 

Anders verhält es sich, wenn jemand zugleich deutscher 
Beichsaugehöriger und Angehöriger eines Staats ist, der gleich 
dem deutschen Reiche, etwa in der Türhei, Konsulargerichtsbar- 
keit ausübt. Ob hier die früher oder ob die später erworbene 
Staatsangehörigkeit zu entscheiden hat, ist streitig. Geht man 
mit der herrschenden Praxis davon aus, daß „die Zwangsnaturali- 
sation eines fremden Staatsangehörigen unzulässig, dagegen die 
Naturalisation mit seinem Einverständnis statthaft ist"^), so wird 
man mit v. Bar die später erworbene Staatsangehörigkeit als die 
maßgebende ansehen^). 

Eine Erweiterung erfährt der Begriff der „Deutschen", die 
der Konsulargerichtsbarkeit gemäß § 2, Z. 1 KGG. unterworfen 
sind, durch den erst 1900 hinzugekommenen Absatz 2 dieses 
Paragraphen. Danach werden den „Deutschen" gleichgeachtet, 
mithin der deutschen Konsulargerichtsbarkeit unterworfen, Handels- 
gesellschaften s), eingetragene Genossenschaften und juristische 
Personen, wenn sie im Reichsgebiet oder in einem deutschen 
Schutzgebiet ihren Sitz haben. Das Gleiche gilt von juristischen 



1) RGBL, S. 813. 

2) Brauer, S. 118. 

3) Heilborn, Enzyklopädie, S. 1019. 

4) V. Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts, Bd. 1, 
S. 202, 258; vgl. dagegen Senga, S. 31; dazu Kleinfeiler in der Kr.-V., 
Dritte Folge, Bd. IV (d. g. F. 40. Bd.), S. 609. . 

5) Dazu gehören auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung; vgl. 
§ 13, 3 des Gesetzes betr. die Gesellsch. mit beschr. Haftung vom 20. Mai 
1892 (RGBl., S. 477), in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 
1898 (RGBl., S. 846). 

3 
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Personen, denen durch den Bundesrat (BGB. § 23) oder nach 
den bisherigen, also landesgesetzlichen Vorschriften durch einen 
Bundesstaat die Rechtsfähigkeit verliehen worden ist. Dagegen 
findet eine Gleichstellung von offenen Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, die in einem Konsulargerichtsbezirke 
ihren Sitz haben, nur statt, wenn die personlich haftenden Ge- 
sellschafter sämtlich Deutsche sind. Andere als die bezeichneten 
Handelsgesellschaften , eingetragenen Genossenschaften und ju- 
ristischen Personen werden den Ausländern gleichgeachtet. Auch 
kann gemäß Abs. 3 des § 2 durch Anordnung des Reichskanzlers 
oder auf Grund einer solchen bestimmt werden, daß die in Abs. 2 
Satz 1 des § 2 bezeichneten Handelsgesellschaften^ eingetragenen 
Genossenschaften und juristischen Personen, wenn Ausländer 
daran beteiligt sind^ der deutschen Konsulargerichtsbarkeit nicht 
unterstehen ^). 

b) Wir wenden uns nunmehr zu der anderen Kategorie von 
Personen, die der deutschen Konsulargerichtsbarkeit unterworfen 
sind, den Schutzgenossen im engern Sinn^). 

Mit dieser Bezeichnung, die dem Konsularrecht von alters 
her eigentümlich ist, verbinden sich verschiedene Bedeutungen. 
In den christlichen Staaten, neuerdings auch in Japan, sind unter 
den Schutzgenossen nur Angehörige befreundeter Staaten zu ver- 
stehen^). Der Kreis erweitert sich in den Ländern, in denen 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit ausgeübt wird. Hier genießen 
den deutschen Schutz (im allgemeinen) auch die sogen, de facto 
Untertanen*). Speziell für den Bereich der Gerichtsbarkeit sind 

1) Vgl. Motive 1900 zu § 2, S. 2819, ferner König. S. 270. 

2) Vgl. dazu Stoerk in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts, 
Bd. 11, S. 664; Beiart. S. 5, 29; Laband, Bd. III, S. 30ff.; König, 
S. 21 ff., 271 ff. 

3) Konsulatsgesetz, § 1. 

4) Vgl. Instruktion betr. die Erteilung des von den Kaiserl. deutschen 
Konsulatsbehörden zu gewährenden Schutzes im türkischen Reich usw. vom 
1. Mai 1872 (König. S. 608), ausgedehnt auf alle Länder, in denen deutsche 
Konsulargerichtsbarkeit geübt wird durch Instruktion zur Ausführung des 
KGG. vom 10. September 1879 (C.-Bl.. S. 575) zu § 1 dieses Gesetzes. 
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nach der Legaldefinition des § 2 K66. unter Schutzgenossen 
Ausländer zu verstehen, ^^soweit sie für ihre Rechtsverhältnisse 
durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund einer solchen 
dem deutschen Schutze unterstellt sind*^ 

Die Bestimmung des Kreises der Schutzgenossen im Sinne 
des Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes steht demnach beim Reichs- 
kanzler, der dabei nach freiem Ermessen handelt^). Die Bestim- 
mung kann auf doppelte Weise erfolgen: Der Reichskanzler kann 
entweder die in Rede stehenden Personen ,^klassen weise dem 
deutschen Schutz unterstellen", oder es können das ,,auf Grund 
seiner Anordnung die diplomatischen und konsularischen Vertreter 
des Reichs tun". Das Wörtchen „soweit" deutet an, daß die üntei^ 
Stellung auf gewisse Rechtsverhältnisse beschränkt werden kann ^). 

Auf Grund der Vorschrift des § 2, Z. 2 KGG. erging die 
Anordnung des Reichskanzlers betreffend die Konsulargerichts- 
barkeit aber Schutzgenossen vom 27. Oktbr. 1900^). Zunächst 
werden hier Personenklassen aufgezählt, die für alle Rechtsver- 
hältnisse dem deutschen Schutz, und damit der deutschen Kon- 
sulargerichtsbarkeit, unterstellt werden. Voraussetzung hierfür ist, 
daß diese Personen überhaupt dem deutschen Konsularschutze 
unterstehen. Demnach ist der deutschen Konsulargerichtsbarkeit 
als Schutzgenosse unterworfen, wer gemäß der (auf alle Kon- 
sulargerichtsbezirke ausgedehnten) Instruktion vom 1. Mai 1872 
in den deutschen Schutz aufgenommen ist, wer also einen Schutz- 
schein gelöst hat und in die Matrikel des Konsuls eingetragen 
ist. Speziell für Marokko treten ergänzend die Bestimmungen 
der Konvention über die Ausübung des Schutzrechts in Marokko 
vom 3. Juli 1880 (RGBl. 1881, S. 103) hinzu*). 

1) Motive 1900, S. 2819. 

2) Motive a. a. 0. 

3) C.-BL, S. 574. 

4) Vgl. Dienstanweisung zu § 2 KGG. (C.-B1. 1900, S. 577) ; der Hin- 
weis auf Bestimmungen des Freundschaf ts-, Handels- und Schi ffahrts Vertrags 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Sultan von Zanzibar vom 20. Dez. 
1885 (RGBl. 1886, S. 261) ist infolge der Verordnung vom 11. Juni 1907 
gegenstandslos (vgl. S. 28 der Abhandlung). 
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Unter diesen Voraussetzungen sind „Schutzgenossen" im 
Sinne des § 2, Z. 2 KGG. einmal Angehörige befreundeter 
Staaten und sodann de facto Untertanen. 

a) ^^Befreundete Staaten im konsularischen Sinn sind solche 
Staaten, die sich für ihre Untertanen im Auslande beim Mangel 
eigener V^ertretung gegenseitig konsularischen Schutz zusagen" ^). 
Dem Deutschen Reich sind in diesem Sinne befreundet: Öster- 
reich-Ungarn, die Schweiz und Luxemburg ^). Für die Beziehungen 
mit Österreich-Ungarn ist der Art. 21 des deutsch- österreichischen 
Handels- und Zollvertrags vom 6. Dez. 1891 (RGBl. 1892, S. 3) 
maßgebend. Die Abmachungen mit der Schweiz sind den beider- 
seitigen diplomatischen Vertretern durch Runderlasse ihrer Re- 
gierungen mitgeteilt worden (den schweizerischen durch Rund- 
erlaß vom 8. Juli 1871, den deutschen durch die Erlasse vom 
24. April 1871, 28. Oktober 1872 und 21. Juni 1877)«). Die 
luxemburgischen Staatsangehörigen genießen deutschen Konsular- 
schutz, weil Luxemburg zum deutschen Zoll- und Handelssystem 
gehört; jedoch wird ihnen der Schutz nur subsiduär gewährt, 
nämlich nur dann, wenn ein Vertreter der Niederlande an dem 
betreffenden Ort fehlt*). 

Die genannten drei „befreundeten Staaten" haben einen 
völkerrechtlichen Anspruch darauf, daß das Deutsche Reich ihren 
Angehörigen Schutz erteilt. Es liegt ein Auftrags Verhältnis vor, 
ähnlich wie in Kriegszeiten die kriegführenden Parteien eine neu- 
trale Macht mit dem Schutz ihrer Angehörigen betrauen^). Das 
Deutsche Reich ist seiner völkerrechtlichen Verpflichtung für den 

1) Hübler, S. 56; vgl. fem er zum folgenden: Bergfels, Der völker- 
rechtliche Begriff der befreundeten Staaten; Greifswalder Dissertation 1893; 
V. Liszt, Völkerrecht, 8. 111; Meili, S. 366; Beiart, S. 6, 8, 57 ff. 

2) Allgemeine Dionstinstruktion für die Konsuln des Deutschen Reichs 
vom 6. Juni 1871 zu § 1 des Konsulatsgesetzes sub III (abgedruckt in Hirths 
Annalen 1871, S. 607). 

3) Beiart, S. 61; König, 6. 21; vgl. auch Zusatzprotokoll zum 
deutsch-türkischen Vertrag vom 26. August 1890. 

4) König a. a. O. 

5) Heilborn, Enzyklopädie, S. 1045: vgl. Jettel, S. 135. 
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Bereich der Gerichtsbarkeit durch die Anordnung des Reichs- 
kanzlers nachgekommen, durch welche die Angehörigen befreun- 
deter Staaten der deutschen Konsulargerichtsbarkeit untei'stellt 
werden. Die deutschen Konsuln sind verpflichtet, Anträgen der 
Angehörigen der genannten Mächte auf Aufnahme in den Schutz 
stattzugeben, dagegen besteht auf Seiten der Angehörigen keine 
Verpflichtung^). 

ß) Anders steht es mit den de facto Untertanen *), sie er- 
halten den deutschen Schutz nur vergünstigungs weise, auf ihren 
Antrag. Die zitierte Anordnung des Reichskanzlers nennt drei 
Klassen von de facto Untertanen, die — wieder unter der Voraus- 
setzung, daß sie schon nach allgemeinen Vorschriften deutsche 
Schutzgenossen sind — der deutschen Konsulargerichtsbarkeit 
unterstehen: Ehemalige Deutsche, sowie deren Ehefrauen, Witwen 
und Abkömmlinge, ferner Ausländer, die als Unterbeamte bei 
einer deutschen Gesandtschaft oder Konsularbehörde angestellt 
sind, sowie deren Ehefrauen und in der Hausgemeinschaft be- 
findliche Abkömmlinge^), endlich marokkanische Staatsangehörige, 
deren Ehefrauen und in der Hausgemeinschaft befindliche Ab- 
kömmlinge. 

Mit Rücksicht auf die religiösen Anschauungen der de facto 
Untertanen, die oft nicht Christen sind, ergeben sich gewisse 
Ausnahmen. 

Neben diesen allgemein der Konsulargerichtsbarkeit unter- 
worfenen Schutzgenossen gibt es noch solche, deren Unterstellung 
nur hinsichtlich gewisser Rechtsverhältnisse, sei es für bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten, Konkurssachen und Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit oder nur für Strafsachen vorgesehen ist*). 



1) Beiart, 8. 61, 128. 

2) V. Lißzt, Völkerrecht, S. Jll; Hübler, S. 57. 

3) Vgl. dazu Beiart, S. 29, 46; Art. IV des preußisch - türkischen 
Vertrags vom 22. März 1761; Antonopouloß-Meyer, S. 114. 

4) Vgl. des Näheren die Anordnung des Reichskanzlers betr. die Kon- 
sulargerichtsbarkeit über Schutzgenossen vom 27. Okt 1900 (C.-Bl., 8. 574), 
§ 2 ff.; vgl. ferner zu § 2, Nr. 2 der Anordnung: den Beschluß des I. Zivil- 
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2. In Zivilsachen^ an denen Angehörige verschiedener Natio- 
nalitäten beteiligt sind, ist die Regelung weniger einheitlich als 
bei den eben dargelegten, die nur zwischen „Deutschen"^) spielen. 

Solche Prozesse gehören in Ägypten im allgemeinen vor die 
gemischten Gerichte, nicht vor die deutschen Konsulai^erichte ^). 
Ausnahmen davon bilden einmal Statusprozesse, selbst wenn sie 
im Verlaufe eines Prozesses auftauchen, der sonst nicht vor die 
Konsulargerichte gehört; sodann, mit gewissen Ausnahmen, Pro- 
zesse, an denen die Konsuln und die ihnen unterstellten Beamten 
oder deren Familien beteiligt sind, endlich Streitigkeiten, welche 
deutsche kirchliche, Unterrichts- und Heilanstalten betreffen*). 

Im übrigen enthalten die Verträge meist nur die negative 
Bestimmung, daß sich die Behörden des Landes, d. h. des 9,nichtr- 
christlichen" Staats, in Streitigkeiten zwischen Angehörigen ver- 
schiedener Nationalität nicht einmischen würden^): für Siam fehlt 
es an jedwedem Anhalt; auch die Verträge mit den übrigen 
Mächten enthalten keine Regelung*). Für China ferner gilt ledig- 



Senats des Reichsgerichts vom 19. Januar 1895 (Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Zivilsachen, Bd. XXXIV, S. 107), Beschluß desselben Senats vom 
11. Februar 1896 (ERG.» Bd. XXXVI. S. 172); zu § 2, Nr. 3 der Anord- 
nung: § 1, 2 des KGG. und die Motive dazu, Vorwerk, S. 24, 25; zu § 3, 
Nr. 3 der Anordnung, speziell zum Fall „Bouillon", König, S. 273 ff.; 
Heilborn, System, S. 231 ff.; Heilborn, Enzyklopädie, S. 1040. 

1) Wenn im folgenden schlechthin von „Deutschen** gesprochen wird, 
so ist das in jenem erwähnten weiteren Sinne zu verstehen, die Schutz- 
genossen im engeren Sinne sind mit einbegriffen. 

2) Vgl. Art. 9 des Reglement d'organisation judiciaire pour les proces 
mixtes, verkündet am 16. September 1875 (Fleischmann, S. 138), dazu 
Gesetz vom 30. März 1874 und § 1 der Verordnung vom 23. Dez. 1875. 

3) Vgl. noch Art. 7 des Protokolls über den Anschluß des Deutschen 
Reichs an die Gerichtsreform, Kairo, 5. Mai 1875 (Fleischmann, S. 144), 
dazu § 2 u. 5 der Verordnung vom 23. Dezember 1875 [§ 5 in der Fassung 
der Verordnung vom 29. Juni 1908 (RGBl., S. 469)]; vgl. auch Lippmann, 
S. 124. 

4) Vgl. z. B. Art. 39, S. 2 des Vertrags mit China. 

5) Zorn in Hirths Annalen 1882, S. 469 meint, es sei „anzunehmen", 
daß die gleichen Rechtssätze gelten wie für China. 
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lieh jene ^yNichteinmischuDgsklausel'^ Etwas bestimmter besagen 
schon die Vertrage mit Persien i) und Marokko^), daß solche 
Prozesse vor die „betreffenden^^ Konsuln gehören. Endlich weist 
der Vertrag mit Korea ^) die Verhandlung und Entscheidung 
aller Klagen, welche gegen deutsche Reichsangehorige von Ange- 
hörigen anderer fremder Staaten angebracht werden, vor die ge- 
hörig ermächtigten deutschen Behörden. Indes darf man in der 
letztgenannten Bestimmung fuglich nicht mehr als den Nieder- 
schlag eines bestimmten Herkommens (des Grundsatzes: actor 
forum rei sequitur) erblicken. Denn ein Vertrag zwischen dem 
Deutachen Reiche und Korea kann nur die Gerichtsbarkeit dieser 
beiden Staaten gegeneinander abgrenzen, nicht aber die des 
Deutschen Reichs gegenüber einem dritten Staat. 

Ob außer in Korea auch in den andern Ijändern Asiens 
der Grundsatz: actor forum rei sequitur gilt, läßt sich nicht nach- 
weisen *). 

Klarer ist die Rechtslage in der Türkei^). Während bis in 
die Mitte des 19. Jahrhunderts in Prozessen zwischen Angehörigen 
verschiedener Nationalität gemischte Kommissionen zusammen- 
traten^), herrscht jetzt, wie übereinstimmend bezeugt wird, die 
Übung, daß der Kläger dem Konsul seines Heimatsstaats die 
Klage übergibt und daß dieser sie dem Konsul des Beklagten 
„transmittiert'^ Eß gilt also jetzt der Satz: actor forum rei 
sequitur; die in der Transmission der Klage durch den heimischen 



1) Art. 13 des Vertrags mit Persien. 

2) Art. 1 des Vertrags mit Marokko vom 1. Juni 1890 in Verbindung 
mit Art. 14 des englischen Vertrags vom 9. Dezember 1856; Li pp mann, 
S. 115'. 

3) Art. III, Abs. 1, ß. 1 des Vertrags. 

4) Eine Reihe von Völkerrechtslehrem stellt den Grundsatz als allge- 
mein f^iltig bin: v. Liszt, Völkerrecht, S. 142; Uli mann, Völkerrecht, 
8. 138 sub IIb; Martens-Bergbohm, S. 97. 

5) Vgl. Martens-Skerst, S. 357 ff.; Lippmann, S. 90*; Anto- 
nopoulos-Meyer, S. 122ff.; Bergfeld, S. 23 f f . 

6) Vgl. noch § 22 des preußischen Konsulargerich tsbarkeit^gesetzes 
vom 29. Juni 1865. 
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Konsul enthaltene Genehmigung zum Angehen eines fremden 
Konsulargerichts erscheint als unerläßlich ^). 

Damit sind aber keineswegs alle Schwierigkeiten beendet. 
Wenn der deutsehe Beklagte Widerklage erheben will, so kann 
er das nicht ohne weiteres vor seinem Konsulargericht tun. Viel- 
mehr >>hängt es von dem Ermessen des deutschen Gerichts ab, 
ob es über diese Widerklage entscheiden will. Wenn es sich für 
unzuständig erklärt, so muß der Deutsche die Widerklage in Ge- 
stalt eines neuen Rechtsstreits vor das Gericht des Klägers 
bringen^' ^). Ahnliche Unzuträglich keiten ergeben sich, wenn sich 
etwa für den beklagten Deutschen ein Franzose verbürgt hat, 
oder wenn neben dem beklagten Deutschen noch ein Engländer 
und ein Österreicher Schuldner sind^). 

3. Über die Abgrenzung der deutschen Gerichtsbarkeit in 
Zivilprozessen, an denen Deutsche und Einheimische, d. h. Ange- 
hörige des nichtchristlichen Staats, beteiligt sind, geben die Ver- 
träge besseren Aufschluß. Das gemeinsame Prinzip bildet hier 
eine mehr oder minder starke Beteiligung der Landesbehörden. 
Im übrigen scheiden sich die Vertiäge in drei Gruppen: 

a) In Korea*), Marokko^) und Siam®) gilt für derartige 
Prozesse der Grundsatz: actor forum rei sequitur. Ist also der 



1) Vgl. Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts, Bd. XIV, 8. 
423 ff.; Antonopoulos-Meyer, S. 125; Salem bei Leske-Löwenfeld, 
Bd. IT, S. 438 ff.; ders. im Journal du droit international priv^ 1891 (pag. 
413 u. 425). 

2) Antonopoulos-Meyer, S. 125. 

3) Ders., 8. 126. 

4) Art. III, 2 und 3 des Vertrags mit Korea. 

5) Art. 1 des Handelsvertrags mit Marokko vom 1. Juni 1890 in Ver- 
bindung mit Art. 9 des englischen Vertrags vom 9. Dez. 1856; Lippmann, 
S. 114. 

6) Damit scheint Art. 9 des deutsch-siamesischen Vertrags vom 7. Febr. 
1862 in Widerspruch zu stehen. Indes muß gemäß der Meistbegünstigungs- 
klausel (Art. 23 des zit. Vertrags) auf Art. 2 des englisch-siamesischen Ver- 
trags vom 1.7. April 1855, der die weitgehendsten Privilegien enthält, zurück- 
gegangen werden. Dieser Art. 2 des genannten Vertrages ist aber durch ein 
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Beklagte Deutscher, so entscheiden deutsche Konsulargerichte. 
Jedoch kann in allen Fällen die Behörde des Klägers dem Ver- 
fahren beiwohnen, in Slam steht ihr das Recht der Akteneinsicht 
zu, in Korea darf sie Zeugen vorladen und vernehmen lassen, 
auch gegen das Verfahren oder die Entscheidung Einspruch er- 
heben ^). 

b) In Persien ^) und der Türkei ^) gehören Prozesse zwischen 
Deutschen und Einheimischen vor die persischen bzw. türkischen 
Gerichte. Jedoch ist unumgängliches Erfordernis in beiden 
Staaten, daß ein deutscher Beamter der Verhandlung beiwohnt. 
In Ägypten sind die gemischten Gerichte zuständig; ausgenommen 
sind wieder Status fragen^). 

c) Eigenartig ist die einschlägige Bestimmung in China. 
Hier heißt es in Art. 35 des schon mehrfach zitierten Vertrags: 
„Wenn ein Untertan eines der kontrahierenden deutschen Staaten 
Ursache zu einer Beschwerde über einen Chinesen hat, so soll 
er sich zuvörderst zu dem Konsularbeamten begeben und ihm 
den Gegenstand seiner Beschwerde auseinandersetzen. Der Kon- 
sularbeamte, nachdem er die Angelegenheit untersucht hat, wird 
sich Mühe geben, dieselbe gütlich auszugleichen. Ebenso wird 
der Konsularbeamte, wenn ein Chinese sich über einen Unter- 



Agreement Bupplementary vom 13. Mai 1856 „authentisch dahin interpretiert 
worden, daß in Prozessen von Siamesen gegen Briten der britische Konsul, 
in Prozessen von Briten gegen Siamesen die siamesische Behörde das Ver- 
fahren einleitet und das Urteil fällt*'; Lippmann, S. 149. Demnach gilt 
für Siam, wie im Text bemerkt, der Grundsatz: actor forum rei sequitur. 

1) Vgl. Art. III, 8 des Vertrags mit Korea, bezüglich Marokkos und 
Siams die angeführten Vertragsbestimmungen; dazu Lippmann, S. 114, 149. 

2) Art. 13, 3 des Vertrags mit Persien. 

3) Art. V des preußisch - türkischen Vertrags vom 22. März 1761, ea 
bestehen zahlreiche Modifikationen; vgl. darüber Autonopoulos-Meyer, 
S. 129ff., bes. 133; Bergfeld, S. 26ff. 

4) Vgl. Art. 9 des Reglement d'organisation etc., verkündet am 16. Sept. 
1875 (Fleischmann, S. 138), dazu Gesetz vom 30. März 1874 und § 2 der 
Verordnung vom 23. Dezbr. 1875; vgl. weiter Autonopoulos-Meyer, 
S. 166. 
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tanen eines der kontrahierenden deutschen Staaten beschweren 
wird, ersterero williges Gehör schenken und eine gütliche Einigung 
herbeizuführen suchen. Sollte eine solche aber in dem einen 
oder andern Falle nicht genügen, so wird der Konsularbeamte 
die Mitwirkung des betreffenden chinesischen Beamten in An- 
spruch nehmen^ und beide vereint werden die Angelegenheit nach 
den Grundsätzen der Billigkeit entscheiden.^ 

Es handelt sich hier um „eine Art Kommissionsgericht, 
welches nicht nach deutschem Recht, sondern nach den Grund- 
sätzen der Billigkeit zu entscheiden hat. Die Kommission bildet 
nicht eigentlich eine Gerichtsbehörde im Sinne des deutschen 
Zivilprozeßrechts" ^). Das zeigt schon ein Vergleich des Art. 35 
mit den übrigen Bestimmungen des Vertrags, durch welche deutsche 
Gerichtsbarkeit begründet wird. Wir haben es mit einer Art 
Schiedsverfahren zu tun. 

II. Gehen wir zu den Strafsachen über, so vereinfacht sich 
die Rechtslage. Das gemeinsame Prinzip lautet: Ist der Ange- 
schuldigte Deutscher, so ist deutsche Gerichtsbarkeit begründet, 
gleichgültig, welchem Staate der Verletzte angehört 2). 

Nur in Persien kommt dieser Grundsatz dann nicht zur 
Anwendung, wenn durch das Delikt des Deutschen ein Perser 
verletzt ist. Der deutsch-persische Vertrag enthält keine beson- 
dere Bestimmung über Kriminalsachen. Die Deutschen müssen 



1) Brauer. S. 123. 

2) Art. III, Z. 4 des deutsch-koreanischeo Vertrags. Art. 38 des Ver- 
trags mit China (der im Text aufgestellte Grundsatz ergibt sich durch Schluß 
a maiore ad minus). Art. 10 des Vertrags mit Siam. Bezuglich Marokkos 
ist auf den englischen Vertrag vom 9. Dezember 1856, Art. 8, 9, 10 zurück- 
zugehen; vgl. Art. 1 des Handelsvertrags mit Marokko vom 1. Juni 1890, 
dazu Li pp mann, S. 11 4 ff. Auch der preußisch-türkische Vertrag enthält 
keine ausdrücklichen Bestimmungen. Maßgebend sind kraft der in Art. 1 
des deutsch- türkischen Vertrags vom 26. August 1890 enthaltenen Meist- 
begünstigungsklausel: Die französische Kapitulation von 1740 in ihrem Art. 
15, sowie Art. 4 des Vertrags zwischen der Pforte und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika vom 7. Mai 1830; vgl. Antonopoulos -Meyer, 
S. 148, 151, 154. 
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also nach dem Rechte der meistbegünstigten Nation bebandelt 
werden M. Maßgebend ist die Spezialakte zum Turkmentschaer 
Traktat zwischen Rußland und Persien vom 22. Februar 1828*). 
Danach liegt für den Fall^ daß ein Russe ein Delikt gegen einen 
Einheimischen (Perser) oder in Gemeinschaft mit einem solchen 
verübt, die Untersuchung und Urteilsfällung den persischen Ge- 
richten ob; in Gegenwart eines russischen Agenten (Konsuls); 
hierauf muß der Delinquent aber den russischen Agenten zur 
Vollziehung der Strafe übergeben werden. Diese Regel ist kraft 
der Meistbegünstigungsklausel auch für das Deutsche Reich maß- 
gebend. 

Eine weitere Modifikation des eingangs aufgestellten Prin- 
zips ergibt sich für Ägypten. Hier ist infolge der Juslizreform 
von 1875 die den deutschen Konsulargerichten bis dahin zu- 
stehende Gerichtsbarkeit in Strafsachen aufgehoben: 

1. Für Übertretungen, die zugleich nach den für die ägyp- 
tischen Landesgerichte geltenden Vorschriften als Übertretungen 
strafbar sind. 

2. Für bestimmte Verbrechen und Vergehen gegen die Mit- 
glieder der gemischten Gerichte und den „Vollzug der von ihnen 
erlassenen Entscheid ungen'^ 

3. Für gewisse Amtsdelikte der unter deutschem Schutze 
stehenden Mitglieder der gemischten Gerichte 3). 

In den genannten Fällen sind die gemischten Gerichte zu- 
standig. 



1) Vgl. Art. 16 des deutach-pereischen Vertrags. 

2) Vgl. Lippmann, 8. 144; Martens-Skerst, S. 268. Dagegen 
führt Beach-Lawrence, Commentaire sur les Clements du droit international 
Tome IV, pag. 218 S als einschlägige Quelle den Art. 8 des genannten Trak- 
tats an (unter Berufung auf De Clercq et de Vallat, guide des consulats, 
Tome II, pag. 435). 

3) Vgl. Reglement d'organisation etc., Titre II, Art. 6—9 (Fleisch- 
mann, S. 138 ff.), dazu Gesetz vom 30. Juli 1874 und Verordnung vom 
23. Dezember 1875, § 3. Die Ziffer 1 des § 3 gilt jetzt in der Fassung der 
Verordnung vom 4. Februar 1900. 



44 



Sachliche und persönliche Abgrenzung der deutschen 

Konsulargerichtsbarkeit. 

§5. 

b) Gegenüber der deutschen Gerichtsbarkeit im Reichs- 
gebiet und in den deutschen Schutzgebieten. 

Die Bestimmungen des Konsulai^erichtsbarkeitsgesetzes über 
die Verteilung der sachlichen Kompetenz unter die Konsular- 
gerichte haben insofern eine erhöhte Bedeutung, als damit gleich- 
zeitig eine Abgrenzung der Konsulai'gerichtskarkeit gegenüber 
der sonstigen deutschen Gerichtsbarkeit vorgenommen wird. 
Im allgemeinen sind ja die Konsulargerichte „Ersatzoi^gane der 
ordentlichen Gerichte"^), beider Wirkungskreis deckt sich in 
sachlicher Beziehung. Das gilt uneingeschränkt^ soweit bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten in Frage kommen. Der Konsul vertrtit 
das Amtsgericht (§ 7, 1 KGG.), das Konsulargericht, das Land- 
gericht (§ 10, 1 KGG.). 

Anders in Strafsachen! Hier ist dem Konsul die Kompetenz des 
Amtsrichters als Eiiizelrichter, dem Konsulargericht die des Schöffen- 
gerichts und der Strafkammer (in erster Instanz) zugewiesen^). 
Somit gehören Prozesse^ für die das Schwurgericht oder das 
Reichsgericht in erster und einziger Instanz zuständig ist, nicht 
vor die Konsulargerichte^). Außer einem Schwurgericht im Reichs- 
gebiet kann auch eins in den deutschen Schutzgebieten zustän- 
dig sein*). 

Für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist die 
— allerdings unbedeutende — Einschränkung zu verzeichnen, daß 
von den Konsulargerichten diejenigen Sachen nicht erledigt werden 



1) Richard Schmidt, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechta, 
S. 191. 

2) § 7 und 10 KGG. 

3) Vgl. auch § 55 KGG. 

4) Vgl. Schutzgebietßgesetz vom 25. Juli 1900 (RGBl., S. 813), § 6. 
Z. 4; dazu Kaiserl. Verordnung vom 9. November 1900 (RGBl., S. 1005). 
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können^ für welche hier als erste Instanz das Landgericht fun- 
giert, so in den Fällen des § 143 FGG. und § 1878, 2 BGB.i). 

Endlich bleibt die Militärgerichtsbarkeit durch das Kon- 
sulargerichtsbarkeitsgesetz unberührt (§ 3 KGG.). 

In persönlicher Hinsicht ist der deutschen Konsulargerichtsbar- 
keit insofern eine Schranke gezogen, als ihr Deutsche, soweit sie „nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen" das Recht der Exterrito- 
rialität geniei^cn, nicht unterstehen '''). Dazu gehören die Gesandten 
des Deutschen Reichs bzw. eines deutschen Einzelstaats, die in den 
Staaten beglaubigt sind, in welchen Konsulargerichtsbarkeit aus- 
geübt wird, ihre Familien und das offizielle Gesandtschaftspersonal 
nebst Familie^). Die genannten Personen haben ihren Gerichts- 
stand — abgesehen von den ausschließlichen, dinglichen des 
§ 24 CPO. — vor den deutschen Gerichten im Reichsgebiet*). 
Dagegen sind der Konsulargerichtsbarkeit diejenigen Personen 
unterworfen, welche nicht — wie die oben genannten — „nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen", sondern höchstens 
kraft spezieller Abmachung das Recht der Exterritorialität ge- 
nießen. Dazu gehören die im persönlichen Dienst der Exterri- 
torialen stehenden Personen; ebenso der Konsul und seine Be- 
amten ^). 

Bei Reichsbeamten, welche ihren dienstlichen Wohnsitz in 
einem Lande haben, in dem Reichskonsulargerichtsbarkeit aus- 
geübt wird, konkurriert demnach die Gerichtsbarkeit im Reichs- 
gebiet mit der Konsulargerichtsbarkeit (vgl. auch Reichsbeamten- 
gesetz vom 18. Mai 1907, § 22)6). 



1) Arg. § 7 » KGG. 

2) § 2 KGG. 

3) Heilbora in Goltdammers Archiv für Straf recht und Strafprozeß, 
47. Jahrg., S. 371. 

4) Motive 1900, S. 2819; CPO. § 15; StPO. § 11; FGG. § 3. 

5) Heilborn a. a. O. 

6) RGBl., S. 245. 
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3. Abschnitt 

§6. 
Die Organisation der deutschen Konsulargerichtsbarkeit 

I. Die Gerichtsanstalten^). 

Das Deutsche Reich hat in den Ländern, in denen es kraft 
Vertrags oder Herkommens Konsulargerichtsbarkeit ausübt, Kon- 
sulargerichtsbezirke gebildet^) und für jeden derselben eine Ge- 
richtsanstalt bestimmt^ die mit einem oder auch mehreren Juris- 
diktionskonsuln besetzt wird; diese stehen sich dann, wie die 
mehreren Amtsrichter eines Amtsgerichts gegenüber^). Diese 
Gerichtsanstalten „bilden den Rahmen"*) für die rechtsprechen- 
den Organe in der konsularischen Rechtspflege, den Juris- 
diktionskonsul als Einzelrichter, und das Konsulargericht, be- 
stehend aus dem Jiu'isdiktionskonsul und zwei, in gewissen B^ällen 
auch vier Beisitzern. Charakteristisch ist, daß Justiz und Ver- 
waltung nicht getrennt sind. Die konsularische Gerichtsanstalt 
ist zugleich Verwaltungsbehörde. 

Für die Organisation des Reichsgerichts als Konsularinstanz 
gelten die Bestimmungen des Gerichts Verfassungsgesetzes. 

IL Die Gerichtspersonen. 

1. Der Jurisdiktionskonsul. 

Zum Jurisdiktionskonsul wird prinzipiell der Vorsteher eines 
Generalkonsulats, Konsulats oder Vizekonsulats in der Weise be- 



1) Vgl. zum folgenden: Beling, Enzyklopädie, S. 347; Laband, 
Bd. III, S. 404 ff. 

2) Die Konsulargerichtsbezirke werden von dem Reichskanzler nach 
Vernehmung des Ausschusses des Bundesrats für Handel und Verkehr be- 
stimmt; § 4 KGG. 

3) GVG. § 22; Brauer, S. 72; Gols, Note 6b zu § 5 KGG. vom 
10. Juli 1879; Vorwerk, Anm. 8 zu § ü KGG. 

4) Laban d, Bd. III, S. 405. 
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rufen, daß ihn der Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbar- 
keit in einem bestimmten Bezirk ermächtigt^). Ist ein Konsular- 
gerichtsbezirk derart bestimmt, daß er einem dem Ämtssitze nach 
bezeichneten Konsul oder Konsulat zugewiesen wird, so ist der 
jeweilige Vorsteher des Konsulats, d. h. der wirkliche Titular oder 
dessen ordnungsmäßig berufener Stellvertreter zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit für diesen Bezirk ermächtigt, sofern nicht von 
dem Reichskanzler ein anderes verfügt wird^). Diese prinzipielle 
Regelung wird nicht immer genügen. 

,,Bei manchen Konsulaten kann der Umfang der Geschäfte 
so erheblich sein, daß ihm die Arbeitskraft des Vorstehers nicht 
gewachsen ist. Bei andern Konsulaten können die aus der Ge- 
richtsbarkeit entspringenden Aufgaben ihrer Wichtigkeit nach 
hinter Aufgaben anderer z. B. handelspolitischer Natur zurück- 
treten; es kann daher geboten sein, das Amt des Vorstehers einer 
nicht juristisch gebildeten und darum für die Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit weniger geeigneten Persönlichkeit zu übertragen*'^). 

In solchen Fällen kann der Reichskanzler neben dem Vor- 
steher, sowie an dessen Stelle einem anderen Beamten die dem 
Jurisdiktionskonsul bei Ausübung der Gerichtsbarkeit obliegenden 
Verrichtungen übertragen*). 

Auch kann sich der Vorsteher selbst in der Weise entlasten, 
daß er Konsulatsbeamten, die zum inländischen Richteramt be- 
fähigt sind, die Erledigung einzelner, zur Zuständigkeit des Juris- 
diktionskonsuls gehörenden richterlichen Geschäfte überträgt*). 

1) § 5 und 6 KGG. 

2) Dienstanweisung zur Ausführung des Gesetzes über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 27. Oktober 1900 (C.-Bl. 8. 577), zu § 6 KGG.; vgl. 
ferner § 2 Konsulatsgesetz und die allgemeine Dienstinstruktion für die 
Konsuln des Deutschen Kelchs vom 6. Juni 1871 zu § 2 dieses Gesetzes 
(Hirths Annalen 1871, S. 610). 

3) Motive 1879, S. 579. 

4) § 6, 2 KGG. 

5) Vgl. die zit. Dienstanweisung in § 6 KGG.; die hierin erteilte Er- 
mächtigung erstreckt sich nicht auf die Urteilsfällung, die Entscheidungen 
über Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Verhaftungen, sowie auf die in 
den §§ 12, 13, 16, 17 KGG. bezeichneten Geschäfte. 
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Abgesehen von dem letzteren Fall, in dem bei dem betr. 
Konsulatsbeamten Befähigung zum inländischen Richteramt ver- 
langt wird, sind keine Bestimmungen über die Qualifikation der 
Richterkonsuln getroffen ^). „Das Gesetz macht keinen Unterschied 
zwischen Berufs- und Wahlkonsuln, es fordert kein bestimmtes 
Alter, keine bestimmte Vorbildung, nicht die deutsche Staats- 
angehörigkeit" 2). Soweit die Geschäfte des Jurisdiktionskonsuls von 
einem Berufskonsul ausgeübt werden — und das wird die Mehr- 
zahl der Fälle sein 3) — kommen die Vorschriften des Konsu- 
latsgesetzes über das Maß der Befähigung, welches zum Amt eines 
consul missus verlangt wird, in Betracht. 

Auch die unabhängige Stellung, welche ein Merkmal des 
deutschen Richterstandes bildet, mangelt den Jurisdiktionskon- 
suln ^). Die einschlägigen Bestimmungen des 1. Titels des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes finden keine Anwendung; die Konsuln 
gehören zu denjenigen Beamten, die jederzeit mit Gewährung des 
gesetzlichen Wartegeldes durch Kaiserliche Verfügung einstw^eilig 
in den Ruhestand versetzt werden können^). 

Dagegen muß eine unmittelbare Einwirkung auf die richter- 
liche Tätigkeit der Junsdiktionskonsuln seitens des Reichskanzlers, 
als der Dienstaufsichtsbehörde, als ausgeschlossen betrachtet werden. 
Zwar gibt es keine ausdrückliche Bestimmung, die eine solche 
Einwirkung verbietet; allein schon die Existenz eines geordneten 
Instanzenzuges spricht dagegen^*). 

2. Die Beisitzer^). 

An der Ausübung der konsularischen Rechtspflege sind auch 
Laien, die sogen. Beisitzer beteiligt. Sie sollen den Richter- 

1) §§ 1—11 GVG. fiuden keine Anwendung; argumentum § 18 KGG. 

2) Goes, S. 527. 

3) Ders., S. 516, Note 5 zu § 2. 

4) Brauer, S. 71. 

5) Gesetz betr. die BechtsverhältnisBe der ßeichsbeamten vom 31. März 
1873, § 25. 

6) So auch Brauer, S. 71; dagegen Goes, S. 527. 

7) Vgl. dazu Laband, Bd. III, B. 439 ff . 
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konsul mit ihrer Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse des 
Orts^ der Handelsgebränche und der sonstigen lokalen Gewohn- 
heiten unterstützen^). Ihre Stellung wird treffend mit derjenigen 
der Schöffen verglichen*). 

Die Berufung der Beisitzer gestaltet sich einfach genug. Der 
Richterkonsul ernennt für die Dauer eines jeden Geschäftsjahrs^) 
aus den achtbaren Gerichtseingesessenen^ d. h. den in seinem Be- 
zirk wohnenden Deutschen und Schutzgenossen ^), in Ermange- 
lung solcher aus den sonstigen achtbaren Einwohnern seines Kon- 
snlatsbezirks ^) vier Beisitzer und mindestens zwei Hilfsbeisitzer 
(§ 12 KGG.). 

Die Auswahl dieser Personen steht im freien Ermessen des 
Konsuls^; denn „die Verhältnisse in den Konsulargerichtsbezirken 
gestatten es nicht , die Eigenschaften näher zu bezeichnen, von 
welchen die Befähigung zum Beisitzer abhängen soUte^^^). Eben- 
sowenig wie bei Schöffen und Geschworenen wird Kenntnis der 
deutschen Sprache als Erfordernis gelten^), dem Ermessen des 
Konsuls ist nur dadurch eine Schranke gezogen, daß die zu be- 
rufenden Personen „achtbar** sein müssen. Auch über die Reihen- 
folge der Berufung der Beisitzer und ihrer Stellvertreter hat der 
Konsul zu befinden^. Er kann sie am Anfange jedes Geschäfts- 



1) Motive 1879, S. 579. 

2) Senga, S. 64; Goes, S. 530; Brauer, S. 75. 

3) Das GeschäftHJahr ist das Kalenderjahr, vgl. zit. Dienstanweisung 
zu § 12. 

4) § 12 in Verbindung mit § 42 KGG.; Heilborn in Goltdammers 
Archiv, Bd. XLVII, S. 370. 

5) Nicht „KonBulargerichtsbezirks"; vgl. Vorwerk, Anm. 4 zu § 12. 

6) Goes, S. 530; der Auslegung Heilborns a. a. 0. kann nicht bei- 
gepflichtet werden. 

7) Motive 1879 zu § 6 und 7. 

8) Löwe, Kommentar zur Strafprozeßordnung, Note 2 zu § 187 GVG. 
Vorwerk, Anm. 8 zu § 12 KGG.; anders Qoes, Anm. 5 zu § 7; 
Brauer, S. 75. 

9) Goes, Note 10 zu § 7. 

4 
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ahrs festsetzen oder, was wohl die Regel ist*), von Fall zu Fall 
bestimmen. 

Der Berufung zum Beisitzer oder Hilfsbeisitzer haben 6e- 
richtseingesessene Folge zu leisten^). Denn nur über sie übt das 
Deutsche Reich Personalhoheit und demgemäß Zwangsgewalt aus^). 
Doch stehen ihnen die gleichen Ablehnungsgründe wie den Schöffen 
zur Seite. Sie können dieselben binnen einer Woche, nachdem 
sie von ihrer Einberufung in Kenntnis gesetzt worden sind, 
geltend machen. Über das Gesuch entscheidet der Richterkonsul 
inappellabel. Ungenügend entschuldigte Beisitzer trifft eine 
Ordnungsstrafe von 5 — 1000 M., sowie Verurteilung in die Kosten. 
Erfolgt nachträglich genügende Entschuldigung, so kann die Ver- 
urteilung zurückgenommen werden. Die Entscheidungen sind mit 
Beschwerde anfechtbar. Dafür erhalten die einberufenen Gerichts- 
eingesessenen aber Vergütung der Reisekosten. 

Vor ihrer ersten Dienstleistung werden die Beisitzer in 
öffentlicher Sitzung vom Richterkonsul auf die getreuliche Er- 
füllung ihrer Obliegenheiten eidlich verpflichtet*). Die auf Er- 
nennung und Beeidigung der Beisitzer sich beziehenden Verhand- 
lungen und Protokolle sind zu besonderen Akten zu nehmen, 
Namen, Stand und Staatsangehörigkeit der Beisitzer dem Reichs- 
kanzler mitzuteilen^). 

3. Gerichtliche Nebenpersonen. 

Als richterliche Hilfsorgane fungieren in der konsularischen 
Rechtspflege Gerichtsschreiber, Gerichtsvollzieher und Gerichts- 
diener als Zustellungsbeamte. Ihre Bestellung und die Regelung des 
Dienstes ist Sache der Richterkonsuls, der dabei, wie immer, unter 



1) Motive 1900 zu § 12. 

2) Vgl. zum folgenden § 12 KGG. in Verbindung mit §§ 53, 35, 55, 
56 GVG., sowie Heilborn a. a. 0. 

3) Vgl. § 2 der Abhandlung. 

4) Das Nähere siehe in § 13 KGG. 

5) Vgl. die zit. Dienstanweisung. 
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Oberaufsicht des Reichskanzlers steht ^). Die Verrichtungen der 
genannten Hilfsoiganesind in der Regel Konsulatsbeamteu^ ev. auch 
anderen Personen (generell oder f iir einzelne Fälle) zu übertragen. 
Die letzteren sind dann vor ihrem Amtsantritt auf die getreu- 
liche Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts eidlich zu ver- 
pflichten. Der Gerichtsschreiber speziell muß eine am Ämtssitz 
des Richterkonsuls wohnhafte Person sein. 

Ein Gerichtsvollzieher muß an jeder konsularischen Gerichts- 
anstalt vorhanden sein. Daneben können nach Bedürfnis an den 
Amtssitzen der übrigen zu dem Konsulargerichtsbezirke gehören- 
den Konsulate oder an sonstigem Orte Gerichtsvollzieher bestellt 
werden. 

Die Verrichtungen^ welche bei der Zustellung von Amts- 
wegen dem Gerichtsdiener obliegen, können in der konsularischen 
Rechtspflege* von Gerichtsvollziehern ausgeübt werden; doch ist 
auch die Bestellung eines besonderen Beamten möglich. 

Endlich mag noch einer wichtigen Funktion gedacht werden, 
die den Gerichtsschreibern und Gerichtsvollziehern in den Kon- 
sulargerichtsbezirken übertragen ist. Sie sind hier in Konkur- 
renz mit dem Richterkonsul zur Aufnahme von Wechselprotesten 
befugt«). 

III. Die an der konsularischen Rechtspflege beteiligten 

Organe. 

1. Die Organe der Rechtsprechung. 

Im Rahmen einer jeden konsularischen Gerichtsanstalt er- 
scheinen als rechtsprechende Organe der Konsul und das Kon- 
sulargericht. 

Der Konsul gleicht dem Amtsrichter als Einzelrichter. 



1) ^Sl- § 16 KGG., femer die zit. DienBtan Weisung. Motive 1879 zu 
§ 10; GoeB zu § 10. 

2) Das Nähere über Gerichtsschreiber, Gerichtsvollzieher und Gerichts- 
diener siehe in der Dienstanweisung. 

4* 
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Das Konsulargericht entspricht ia seiner Organisation den 
Schöffengerichten; es besteht aus dem Richterkonsul als Vorsitzendem 
und regehnäßig zwei Beisitzern, deren Zahl sich in gewissen Straf- 
sachen auf vier erhöht. Das ist fär die Dauer der Hauptverhand- 
lung dann der Fall, wenn der Beschluß über die Eröffnung des 
Haupt Verfahrens ein Verbrechen oder ein Veilchen zum Gegen- 
stande hat, das weder zur Zuständigkeit der Schöffengerichte, 
noch zu den in § 74^ 75 GV6. bezeichneten Handlungen gehört 
(§ 8 KGG.) 

Die sich hiernach bemessende Zahl von Beisitzern braucht 
nicht unbedingt erreicht zu werden. In bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten kann die Zuziehung der zwei Beisitzer unterbleiben, wenn 
sie nicht ausführbar ist. Die Erfahrung hat gelehrt, daß unter 
der ohnehin geringen Zahl von Personen, die als Beisitzer in Be- 
tracht kommen, oft enge Geschäftsbeziehungen bestehen, so daß 
jeder von ihnen an dem betreffenden Rechtsstreit beteiligt er- 
scheint^). Auch Gründe anderer Art, „mangelhafte Kommuni- 
kationsmittel, Krankheit, große Entfemung^^ 3), werden oft genug 
mitspielen. Wäre nun die Zuziehung von zwei Beisitzern un- 
bedingtes Erfordernis, so müßte die Sache einem anderen Gerichte 
übertragen werden. „Zur Vermeidung der damit verbundenen 
Weiterungen"^) ist vorgesehen, daß in solchen Fällen der Richter- 
konsul an Stelle des Konsulargerichts treten kann. 

Anders in Strafsachen! Hier ist die Zuziehung von zwei 
Beisitzern unbedingt erforderlich; sie genügt, wenn die vor- 
geschriebene Zuziehung von vier Beisitzern unausführbar ist 
(§ 9 KGG). 

Die Gründe, aus denen die Zuziehung im einzelnen Fall unter- 
blieb, müssen im Sitzungsprotokoll vermerkt werden (§ 9 KGG.). 

Welches ist die Stellung der Beisitzer im Konsulargericht? 
§ 11, 1 KGG. spricht als Grundsatz aus, daß ihnen ein uube- 



1) Motive 190() zu § 9. 

2) Brauer, 8. 44. 

3) Motive a. a. O. 
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schranktes Stimmrecht zustehen soll. Demnach sind die Beisitzer 
— wie auch die Schöffen — Vollrichter. Dagegen ist ihre Mit- 
wirkung an der Rechtspflege überhaupt eine beschrankte. Ge- 
mäß § 11, 2 KGG. nehmen sie in den zur Zuständigkeit der 
Zivil- und Strafkammern des Landgerichts ^ sowie der Schöffen- 
gerichte gehörigen Sachen nur an der mündlichen Verhandlung 
und an den im Lauf und auf Grund einer solchen ergehenden 
Entscheidungen teil; die sonst erforderiichen Entscheidungen werden 
vom Richterkonsul allein erlassen. Entscheidend ist demnach^ ob 
eine mündliche Verhandhing überhaupt stattfindet; es kommt nicht 
darauf an, ob sie obligatorisch oder fakultativ ist^). So ent- 
scheidet der Richterkonsul allein, nicht das Konsulargericht qua 
Zivilkammer, wenn ein Gesuch um Abkürzung oder Verlängerung 
einer Frist einläuft und mündliche Verhandlung nicht angeordnet 
wird*). Versieht das Konsulargericht die Funktionen der Straf- 
kammer oder auch die des Schöffengerichts, so findet Zuziehung 
von Beisitzern z. B. im Falle des § 494 StPO.*) nicht statt. 
Denn die bei der Strafvollstreckung notwendig werdenden Ent- 
scheidungen (§ 490 — 493 StPO.) werden ohne mündliche Ver- 
handlung, mithin allein vom Richterkonsul erlassen. 

Da die Beisitzer, soweit sie tätig werden, Vollrichter sind, 
so müssen dieselben Grundsätze Platz greifen, wenn sie oder 
wenn der Richterkonsul aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
an der Ausübung der Gerichtsbarkeit verhindert sind*). Voraus- 
setzung bei den Beisitzern ist allerdings noch, daß ihre Teilnahme 
obligatorisch ist^). Mithin kommt eine Verhinderung in Zivil- 
sachen bei ihnen nicht in Betracht. 

Ist der Richterkonsul verhindei*t, so ist damit noch nicht 



1) Goes zu § 16. 

2) § 225 CPO. in Verblödung mit § 19 KGG. Hier ist miindliche 
VerhAndlang fakultativ. 

3) Vgl. § 19 KGG. 

4) Goes, Note 6 zu § 6. 

5) Vgl. Motive 1879 zu § 9 i. f.; Brauer, S. 74. 
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ohne weiteres eine Verhinderung des Gerichts gegeben^). Denn 
einmal kann ja neben dem Vorsteher des Konsulats ein anderer 
Beamter Gerichtsbarkeit ausüben (§ 6, 2 KQG.). Dann tritt 
dieser ohne weiteres an seine Stelle. Oder es kann von vorn- 
herein der Konsul eines anderen Bezirks zum Stellvertreter er- 
nannt sein. 

Greift keiner dieser beiden Fälle Platz, so ist Verhinderung 
des Gerichts gegeben, und es kommen § 36CPO. und § 15 StPO.*) 
zur Anwendung. Die Bestimmung des zuständigen Gerichts er- 
folgt durch das Reichsgericht^). 



2. Staatsanwaltschaft. 

Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet im Kon- 
sulargerichtsprozeß nur statt in Rechtsstreitigkeiten, welche die 
Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstande haben, ferner in Ent- 
mündigungssachen und im Aufgebots verfahren zum Zwecke der 
Todeserklärung. In Strafsachen wird die Staatsanwaltschaft über- 
haupt nicht tätig. Entsprechend dem geringen Umfange der 
Funktionen, welche hiernach der Staatsanwaltschaft im Konsular* 
gerichtsprozeß obliegen, ist auch keine ständige Behörde vor- 
gesehen. Sobald die Mitwirkung erforderlich ist, werden die 
Verrichtungen der Staatsanwaltschaft von dem Konsul einer der 
zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen, einem 
anderen achtbaren Gerichtseingesessenen oder sonst im Konsular- 
gerichtsbezirke befindlichen deutschen oder Schutzgenossen über- 
tragen. Ein Zwang zur Übernahme der Staatsanwaltschaft ist 
nicht statuiert (§ 15, 42 KGG.). 



1) Goes, Note 7 zu § 5; Autonopoulos-Meyer, S. 120 ff.; 
y. König, Handbach des deutschen Konsularwesens (5. Ausg.), S. 214 sub 3^ 
für den Fall der rechtlichen Behinderung abweichend. Brauer, S. 72. 

2) § 19 KGG. 

3) Motive 1879 zu § 9 i. f. 



— 55 — 

3. Reohtsanwaltsohaft. 

Über die Zulassung von Personen zur Ausübung der Rechts- 
anwaltschaft im Konsulargerichtsbezirk entscheidet der Richter- 
konsuH). Er handelt dabei im allgemeinen nach freiem Ermessen; 
jedoch ist er in seiner Wahl auf den Kreis der Gerichtseingessenen, 
d. h. der in seinem Bezirk wohnhaften Deutschen und Schutz- 
genossen beschränkt^). Eine besondere Qualifikation wird nicht 
verlangt, so namentlich nicht juristische Bildung. Zuverlässigkeit 
und Geschäftskenntnis genügen^). Erfüllt der als Rechtsanwalt 
Zugelassene die auf ihn gesetzten Erwartungen nicht, zeigt er sich 
seiner Stellung unwürdig, so kann der Konsul die Zulassung 
widerrufen. Hiergegen, wie gegen die von vornherein erfolgte 
Ablehnung des Zulassungsgesuchs steht der betreffenden Person 
Beschwerde an den Reichskanzler zu*). Dieser führt auch hier 
die Oberaufsicht. Ihm sind die Eintragungen und Löschungen 
in dem Verzeichnis, das der Konsul über die als Rechtsanwalt 
zugelassenen Personen zu führen hat, mitzuteilen^). Nach außen 
wird für gehörige Bekanntmachung des Verzeichnisses gesorgt^). 

IV. Die Zuständigkeit der Konsulargerichte (im weiteren 

Sinne.). 

1. Die sachliche Zuständigkeit. 

a) Der Richterkonsul ist zuständig (§ 7 KGG.): 

1. in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten für vermögens- 
rechtliche Ansprüche bis zu 300 M. Streitwert, sowie 



1) § 17 KGG. 

2) § 42 KGG. stellt den zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zuge- 
lassenen Personen die „andern" Gerichtseingesessenen gegenüber. Der Begriff 
„Gerichtseingeseasener^* ergibt sich aus einer Vergleichung von § 12 und 
§ 42 KGG. 

3) Dienstanweisung zu § 17 KGG. 

4) § 17 KGG. 

5) Vgl. zit. Dienstanweisung. 

6) § 17, 3 KGG. 
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für die in § 23, 2 GVG. aufgezählten Rechtssachen 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes ^), 

2. für die den Amtsgerichten zugewiesenen Konkurs- 
sachen *), 

3. in Strafsachen im Falle des § 211, 2 StPO., d. h. in 
Ubertretungssachen, wenn der vor den Richterkonsul 
geführte Angeschuldigte die ihm zur Last gelegte Tat 
gesteht. Die in § 211, 2 vorgesehene Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft erübrigt sich, weil es im Kon- 
sulai^erichtsprozeß keine Staatsanwaltschaft in Straf- 
sachen gibt^), 

4. in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
soweit sie durch Reichsgesetze oder in Preußen gel- 
tende allgemeine Landesgesetze den Amtsgerichten über- 
tragen sind, 

5. für die sonstigen durch das Gerichtsverfassungsgesetz 
oder die Prozeßordnungen den Amtsgerichten zuge- 
wiesenen Verrichtungen *). 

b) Das Konsulargericht ist zuständig (§ 10 KGG.): 

1. in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten für alle Angelegen- 
heiten, die nicht dem Amtsgericht und demgemäß dem 
Richterkonsul zugewiesen sind, sowie für die in § 70, 2 
GVG. bezeichneten Sachen^), in denen die Zivil- 
kammern der Landgerichte ausschließlich zuständig sind, 

2. für die vor die Schöffengerichte sowie vor die Straf- 
kammern in erster Instanz gehörenden Angelegenheiten. 
Ob zwei oder vier Beisitzer in der Hauptverhandlung 
zuzuziehen sind, bestimmt sich nach § 8, 2 KGG., 



1) Gewerbe- und Kaufmannsgerichte gibt es in den Konsulargerichts- 
bezirken nicht. Vorwerk, Note 1 zu § 7. 

2) Vgl. namentlich § 71 KO. 

3) § 15 und § 42 KGG. 

4) § 24 GVG.; vgl. z. B. §§ 486, 510, 645, 675, 676, 680 CPO., 125, 
126, 128, 129 StPO. 

5) Kammern für Handelssachen werden in den Konsulargerichtsbezirken 
nicht gebildet. Vorwerk, Note 2 zu § 10 KGG. 
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3. für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechts- 
mittel der Beschwerde gegen die Entscheidungen des 
Richterkonsuls in Strafsachen, 
c) Das Reichsgericht ist zuständig für die Verhandlung und 

endgültige Entscheidung über die Rechtsmittel 

1. der Beschwerde und Beruf ung gegen die vor dem Konsul 
oder Konsulargericht verhandelten bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten und Konkurssachen, 

2. der Beschwerde und Berufung gegen die Entschei- 
dung des Konsulargerichts in Strafsachen, 

8. der Beschwerde gegen Entscheidungen des Konsuls 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(§ 14 KGG.). 

2. Die örtliche Zuständigkeit. 

Das Konsulargerichtsbarkeitsgesetz enthält über die Ver- 
teilung der örtlichen Zuständigkeit, über den „Gerichtsstand** 
keine besonderen Bestimmungen; maßgebend sind lediglich die 
Vorschriften der gemäß § 19 KGG. in den Konsulargerichts- 
bezirken geltenden Reichsgesetze und preußischen Gesetze. Das 
bedeutet eine wichtige Neuerung gegenüber dem alten Gesetz vom 
10. Juli 1879^). Hiernach waren der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit nur „die in den Konsulargerichtsbezirken wohnenden oder 
sich aufhaltenden Deutschen und Schutzgenossen" unterworfen, 
„dergestalt, daß erst beim Zusammentreffen der sich hieraus er- 
gebenden Voraussetzungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ein Gerichtsstand in Frage kommen konnte" 2). Diese Beschränkung 
ist jetzt in Wegfall gekommen. Damit ist die Möglickeit ge- 
schaffen, einen in Paris wohnhaften Deutschen, der in Konstan- 
tinopel einen Vertrag abgeschlossen und ihn dort zu erfüllen hat, 
bei dem dortigen deutschen Richterkonsul, bzw. Konsulargericht 
zu verklagen. Oder, wenn ein in Japan wohnhafter Deutscher in 



1) Vgl. § 1, 2 des zit. Gesetzes (RGBl. 1879, S. 179). 

2) Vgl. Motive 1900 zu § 2 (S. 2818) sowie Vorwerk, Anm. 5 zu § 2- 
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Shanghai einen Diebstahl begangen hat, so ist das deutsche Kon- 
sulargericht in Shanghai für die Aburteilung der Tat zuständig^). 

Für Strafsachen bleibt noch zu untersuchen^ welche Be- 
deutung der Konsularrichter den bei den Bestimmungen der 
StPO. über die örtliche Zuständigkeit vorkommenden Ausdrücken 
,,Inland — Ausland^' beizulegen hat^). § 7 und § 8 StPO. nor- 
mieren im Gegensatz zu § 9 die Gerichtsstande für die im In- 
land begangenen Delikte. Hier ist Inland und deutsches Reichs- 
gebiet gleichbedeutend. Für den Konsularrichter ist Inland im 
Sinne von § 7 und 8 StPO. jeder Konsulargerichtsbezirk in sich, 
Ausland die anderen Konsulargerichtsbezirke, die deutschen Schutz- 
gebiete, endlich das Reichsgebiet'). 

Anders steht es bezüglich § 9 StPO. Er bildet eine Er- 
gänzung zu § 7 und 8 und soll „die Rechtsverfolgnng erst er- 
möglichen"*). Da genügt es aber, daß irgend ein deutsches Ge- 
richt die Verfolgung übernehmen kann, gleichgültig, wo es tagt, 
ob im deutschen Reichsgebiet, in einem deutschen Schutzgebiet 
oder Konsulargerichtsbezirk; es besteht z. B. vor dem Konsular- 
gericht nicht der Gerichtsstand der Ergreifung, wenn die Tat im 
deutschen Reichsgebiet begangen ist oder der Täter dort wohnt. 

In demselben weiteren Sinn ist der Begriff „Ausland" in 
§ 10 StPO. zu verstehen. „Ist die strafbare Handlung auf einem 
deutschen Schiff außerhalb Deutschlands, eines Konsulargerichts- 
bezirks oder Schutzgebiets oder auf hoher See begangen, so ist 
dasjenige Konsulargericht zuständig, in dessen Bezirk derjenige 
Hafen liegt, den das Schiff nach der Tat zuerst erreicht, voraus- 



1) Motive 1900 a. a. O.; vgl- auch Heilborn in Goltdammers Archiv, 
Jahrg. 47, S. 371. 

2) Vgl. über diese Frage im allgemeinen: Motive 1879, S. 321; Motive 
1900. S. 2823. Köbner, Deutsches Kolonialrecht in der v. Holtzendorff- 
Kchlerschen Enzyklopädie, Bd. II, S. 1093, 1094. 

3) König, S. 292; Beckmann, Die Straftat eines Deutschen im 
Konsulargerichtsbezirk usw., S. 22 ff. 

4) Beckmann a. a. 0., S. 23. 
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gesetzt, daß der Täter Reichsangehöriger oder Schutzgenosse ist 
und sich noch auf dem Schiff befindet'^ ^). 

V. Rechtshilfe«). 

1. Die Regelung des Rechtshilfeverkehrs unter den bei der 
Ausübung der deutschen Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden 
Behörden, sowie zwischen diesen Behörden auf der einen und 
den deutschen BeHörden im Reichsgebiet und in den deutschen 
Schutgebieteo auf der anderen Seite entspricht den Beziehungen, 
die zwischen den genannten Behörden bestehen. Da sie in ihrem 
Verhältnis zu einander als inländische Behörden gelten — sind 
sie doch alle Schöpfungen deutscher Staatsgewalt — so liegt 
ihnen auch die Pflicht ob, sich wechselseitig Rechtshilfe zu ge- 
währen. Auf dem Gebiete der streitigen Gerichtsbarkeit finden 
die Vorschriften des 13. Titels des Gerichtsverfassungsgesotzes 
Anwendung. Ebenso sieht es mit den durch Reichsgesetz den 
Gerichten überwiesenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts* 
barkeit (§ 2 des Reichsgesetzes gleichen Betreffs) 8). Soweit da- 
gegen Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch Landesgesetz 
den Gerichten überwiesen sind, wie z. B. die Grundbuchsachen 
in Preußen und demgemäß auch in den Konsulargerichtsbezirken 
(§ 19 KGG.), besteht keine gesetzliche Rechtshilfepflicht, wenn 
auch tatsächlich herkömmlich Rechtshilfe geleistet werden dürfte^). 

Die Rechtshilfegesuche hat der Richterkonsul zu er- 
ledigen; denn die Zuständigkeit des Amtsgerichts ist begründet 
(§ 7 KGG., § 158 GVG., § 2 FGG.). Wenn der Richterkonsul 
das Gesuch ablehnt oder ihm, den Vorschriften des § 159, 2 GVG. 



1) König, 8. 292. 

2) Vgl. die Allgemeine Verfügung des preußischen Justizministers bctr 
die Ersuchen nach dem Auslande, soweit sie nicht auf Auslieferung oder 
Festnahme gerichtet sind (JMBl. 1905, S. 159 f f. j. 

3) § 18 KGG.; dazu Motive 1900, S. 2820. 

4) Vgl. Heinrich Schneider, Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (Becksche Textausgabe), Anm. 2 zu § 2; ferner 
Josef im „Etecht** 1908, Nr. 3, S. 117. 
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zuwider, stattgibt, entscheidet das Reichsgericht in erster und 
einziger Instanz*). 

Für die Ersuchen, welche ein Geiicht im Reichsgebiet oder 
in einem deutschen Schutzgebiet an einem mit Gerichtsbarkeit 
ausgestatteten Reichskonsul richtet, ist zu berucksiclitigen, daß 
sich die Konsulargerichtsbarkeit nur auf Deutsche und Schutz- 
genosse nach Maßgabe des § 2 KGG. erstreckt, daß nur diese 
Personen deutscher Zwangsgewalt unterstehen. Nur an ihnen kann 
daher der als „ersuchter Richter" fungierende Konsul eine Durch- 
suchung vornehmen, nur sie als Zeugen mit den im Gesetz an- 
gedrohten Folgen der Zeugnis- und Eidesverweigerung vernehmen *). 
Aus dem gleichen Grunde können deutsche Gerichte (im Reichs- 
gebiet oder in den Schutzgebieten) Ladungen, Zustellungen und 
Vollstreckungen zwar ohne Inanspruchnahme des zustandigen 
Richterkonsuls gemäß § 161 GVG. herbeiführen; sie können aber 
z. B. Strafen und Nachteile anderer Art, z. B. Geldstrafen bei 
Ladungen von Zeugen, Vorführinig und Verhaftung bei Ladung von 
Beschuldigten, nur Deutschen und Schutzgenossen androhen^). 

In Strafsachen erfolgt die Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
bis zu sechs Wochen in dem Konsulargerichtsbezirk, in welchem 
sich der von einem deutscheu Gericht — im Reichsgebiet, in 
einem Schutzgebiet oder in einem ändert) Konsulaigerichtsbezirk 
— Verurteilte aufhält*). Doch können auch Freiheitsstrafen 
von mehr als sechswöchentlicher Dauer im Konsulargerichtsbezirk 
vollstreckt werden. Dies ist für China ausdrücklich angeordnet^). 
Im übrigen findet hier gemäß § 164 GVG. Ablieferung der Ver- 
urteilten statt. Um die Ausführung ist der zuständige Richter^ 
konsul zu ersuchen, da er gemäß § 53 KGG. die Stelle der 
Staatsanwaltschaft versieht^). 

1) § 18 KGG. 

2) Vgl. § 2 der Abhandlung. 

3) Vgl. § 7, II der zit. Allgemeinen Verfugung vom 29. Mai 1905. 

4) § 163 GVG.; § 18 KGG. 

5) König, S. 298. 

6) Vgl. die nichtamtliche Darstellung im prcuß. JMBl. 1889, S. 8 ff., 
sowie König, S. 296, 297. 
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2. Der Rechtshilfeverkehr mit ausländischen Behörden — 
auch mit fremden Konsulargerichten, die im selben Lande tageü, 
wie das betreffende deutsche Konsulargericht — richtet sich nach 
Herkommen und Staats vertragen ^). ßj fragt sich jedoch, ob 
Staatsverträge, in denen das Deutsche Reich und andere Staaten 
sich wechselseitig Rechtshilfe zusagen, ohne weiteres auf die 
Konsulai^erichtsbarkeit Anwendung finden. Die Frage wird be- 
züglich des Haagei Übereinkommens zur Regelung von Fragen 
des internationalen Privatrechts vom 14. November 1896 (RGBl. 
1899, S. 285) verneint^). Andrerseits ist in einem Falle^ bei 
dem es sich um Auslieferung eines vom italienischen Konsular- 
gericht in Kairo verurteilten Italieners handelte, der sich in die 
Schweiz gefluchtet hatte, die Ausdehnung des Auslieferungs- 
vertrags zwischen Italien und der Schweiz auf die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom schweizerischen Bundesgericht ausdrucklich 
ausgesprochen worden»). 



4. Abschnitt 

Das Verfahren vor den deutschen Konsulargerichten. 

Maßgebend für den Konsulargerichtsprozeß sind „als Vor- 
schriften über das Verfahren" die Abschnitte des Gerichts- 
verfassungsgesetzes über Öffentlichkeit der Verhandlung, Sitzungs- 
polizei, Beratung und Abstimmung, sowie über die Gerichtssprache^). 
Was speziell die letztere angeht, so hat das Reichsgericht Schrift- 



1) Goes, Note 3 zu § 13. 

2) Meili, S. 31; Neumcyer in der Zeitschrift für internationales 
Privat- und Strafrecht, Bd. IX, S. 466. 

3) Vgl. über den „Fall Ciiii" die Entscheidung des schweizerischen 
Bondesgerichts vom 28. Februar 1891, mitgeteilt in der Zeitschrift für inter- 
nationales Privat- und Strafrecht, Bd. I, S. 622 ff. 

4) QVQ. S. 170—200; dazu § 19 KGG. u. Motive 1900 zu § 18 KGG. 
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sätze im konsulargerichtlichen Verfahren für unwirksam erklärt, 
die nicht in deutscher Sprache abgefaßt sind^). 

§7. 

I. Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in 
Konkurssachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

I. Allgemeines über Zivilsachen. 

Während die Organisation der deutschen Konsulargerichte 
in wesentlichen Punkten von der Verfassung der inländischen 
Gerichte abweicht, während die für die letzteren maßgebenden 
Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes nur kraft ausdrück- 
licher Erklärung (oder sinngemäßer Interpretation)') anwendbar 
sind, ist die Gestaltung des Verfahrens vor den Konsulargerichten 
im großen und ganzen ein Abbild des heimischen Verfahrens. 
Das gilt für den Zivilprozeß noch in höherme Grade als für den 
Strafprozeß. Allerdings: den besonderen Bedürfnissen, die sich 
im Verfahren vor den Konsulargerichten geltend machen, ist auch 
hier Rechnung getragen. Diese Regelung steht im Einklang mit 
den Anordnungen der anderen Staaten, die Konsulargerichtsbar- 
keit ausüben. Für die Türkei speziell hebt Märten s^) als den 
„allgemeinen charakteristischen Zug sämtlicher Gesetze, betreffend 
die Konsularjurisdiktion, das Streben hervor, die Verhandlung der 
Sachen zu vereinfachen und ihre Entscheidung zu beschleunigen '^ 
„Dieses Streben erklärt sich daraus, daß vor den Konsulai^erichten 
vorzugsweise Rechtsstreitigkeiten geführt werden, die durch Han- 
delsbeziehungen und Geschäfte hervorgerufen werden, deren Ent- 
scheidung deshalb keinen Aufschub duldet'^ ^). 



1) EntRcheidungen dee Reichsgerichts in Zivilsachen, Bd. XXXI, S. 428. 

2) Die Vorschriften des GVG. über Gerichtssprache, Öffentlichkeit der 
Verhandlung usw. sind als ,, Vorschriften über das Verfahren" anwendbar; 
vgl. Motive 1900 zu § 18 KGG. 

3) Martens-Skerst, 8. 415. 

4) Martens-Skerst a. a. O. 
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Wie hat die deutsche Gesetzgebung diesen Forderungen 
nach einem beschleunigten und vereinfachten Verfahren ent- 
sprochen? Den Grundsatz bringt zunächst § 19 KGG. Danach 
sind die Vorschriften der Reichsgesetze und der daneben inner- 
halb Preußens im bisherigen Geltungsgebiete des preußischen All- 
gemeinen Landrechts in Kraft stehenden allgemeinen Gesetze über 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten auch für den 
Prozeßgang vor den Konsulargerichten maßgebend. Wäre nichts 
Anderes bestimmt^ so würde das Verfahren vor dem Richterkonsul 
dem amtsgerichtlichen y das Verfahren vor dem Konsulai^ericht 
dem landgerichtlichen Verfahren entsprechen^). Dem ist aber 
nicht so! Vielmehr richtet sich das Verfahren vor dem Konsul 
wie vor dem Konsulargericht nach dem Amtsgerichtsprozeß, der ge- 
regelt ist in § 496—510 CPO.«). Vom landgerichtlichen Prozeß 
kommt nur ein geringer Bruchteil, das Verfahren in den sog. 
„Punktenprozessen^^, d. h. in Rechnungssachen, Auseinandersetzungen 
und ähnlichen Prozessen (CPO. § 348 — 354) zur Anwendung^). 
Die Hauptkonsequenz ist. daß im Konsul argerichtsprozeß kein 
Anwaltszwang stattfindet und daß keine vorbereitenden Schrift- 
sätze gewechselt werden müssen*). 

IL Das Zustellungswesen. 

Die in der Zivilprozeßordnung getroffeneu Bestimmungen 
über das Zustellungswesen finden gemäß § 37 StPO. auf den 
Strafprozeß, gemäß § 16 FGG. in Sachen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, gemäß § 132 BGB. in nicht gerichtlichen Rechtsange- 
legenheiten Anwendung. 

Für Zustellungen, die im Konsulargerichtsbezirk erfolgen 
sollen, sind folgende Unterscheidungen zu machen 5). 

1) Goes, Note 1 zu § 15. 

2) § 41 KGG. 

3) § 41 KGG. 

4) Goes, Note 4 zu § 15; vgl. CPO. §§ 78 und 129 ff. 

5) Vgl. zum folgenden § 28 KGG.; Motive lOa), S. 2823. sowie 
König, S. 284. 
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1. Ks soll einer Person zugestellt werden, die gemäß § 2 
KGG. der deutschen Konsulargerichtsbarkeit nicht unter- 
worfen ist: Die Vorschriften über die Zustellung im Aus- 
lande finden Anwendung. 

2. E}s soll einem Deutschen oder Schutzgenossen (nach Maß- 
gabe des § 2 KGG.) zugestellt werden. 

a) In Sachen, die in diesem Bezirke vor den Konsul oder 
das Konsulargericht gehören, ferner in nicht gericht- 
lichen Rechtsangelegenheiten, die auf Betreiben einer 
in dem Bezirk wohnhaften Person zu geschehen haben, 
kommen die Vorschriften über die Zustellung im In- 
lande zur Anwendung. Zustellungsorgane sind haupt- 
sachlich Gerichtsvollzieher und Gerichtsdiener. Der 
einzelne Konsulargerichtsbezirk ist also in sich „In- 
land*% im Verhältnis zu ihm sind die andern Kon- 
sul argerichtsbezirke, die deutschen Schutzgebiete, end- 
lich das Reichsgebiet ,,Ausland''. 

b) Ist die Zustellung zwar im Konsulargerichtsbezirk zu 
bewirken, ist aber die betreffende Angelegenheit im 
„Auslande*' anhängig, so erfolgt die Zustellung nach 
den Vorschriften über die Zustellung im Ausland, und 
zwar in gerichtlichen Angelegenheiten mittels Ersuchens 
des Konsuls, in nicht gerichtlichen Angelegenheiten auf 
einen von den Beteiligten an ihn zu richtenden Antrag. 

c) Nun können aber auch innerhalb eines Konsular- 
gerichtsbezirks die Entfernungen bedeutend sein; die 
Befolgung der Vorschriften über die Zustellungen im 
Inland (gemäß dem zu a Gesagten) kann Schwierigkeiten 
machen. Eine Abhilfe gewährt § 28 Abs. 1 Satz 2 KGG. 

III. Das Rechtsmittelverfahren. 

1. Die Berufung. 

Sie findet statt gegen die in erster Instanz erlassenen End- 
urteile des Konsuls und des Konsulargerichts, gegen Endurteile 
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des Konsuls jedoch nur, sofern der Wert des Streitgegenstandes 
die Summe von 300 M. übersteigt ^). Keine Rolle spielt die Höhe, 
in der sich die Parteien beschwert fühlen. Es ist keine Berufungs- 
summe erforderlich ^). Wenn das Konsulargericht die erste Instanz 
gebildet hat, ist es gleichgültig, ob eine Zuziehung von Beisitzern 
stattfand oder nicht. Auch wenn der Konsul allein entscheidet, 
handelt er doch an Stelle des Konsulargerichts. Mithin ist gegen 
seine Entscheidung ohne Rücksicht auf die Höhe des Wertes des 
Streitgegenstandes Berufung statthaft. 

Berufungsinstanz ist das Reichsgericht. Das Verfahren ist 
das landgerichtliche mit den in der CPO. vorgesehenen Besonder- 
heiten (§ 523 CPO.). Indes sind in § 45 KGG. noch einige 
weitere Abweichungen festgesetzt. Nach den Vorschriften der 
CPO. erfolgt die Einlegnng der Berufung durch Zustellung eines 
Schriftsatzes - der einen bestimmten Inhalt haben muß und 
den allgemeinen Bestimmungen über die vorbereitenden Schrift- 
sätze genügen soll — an den Prozeßbevollmächtigten erster oder 
zweiter Instanz (CPO. § 179). Im Konsulargerichtsprozeß da- 
gegen wird die Berufung beim Konsul eingelegt, wobei der be- 
treffende Schriftsatz die Unterschrift eines Anwalts nicht zu tragen 
braucht (§ 45 KGG., § 78, 130, 518, 519 CPO.).* Die Frist, 
innerhalb deren die Berufung eingelegt wird, ist eine einmonat- 
liche Notfrist. Die Berufungsschrift muß in deutscher Sprache 
abgefaßt sein^). Der Konsul hat über die bei ihm eingereichte 
Berufungsschrift nicht zu befinden. Vielmehr liegt ihm nur eine 
vermittehide Tätigkeit ob*). Er hat zunächst die Beruf ungsschrift 
dem Prozeßbevollmächtigten, den der Berungsbeklagte für die 
erste oder auch für die zweite Instanz aufgestellt hat, in Er- 
mangelung eines solchen dem Zustellungsbevollmächtigten der 



1) § 511 CPO.; § 43 KGG. 

2) EDtscheidungen des Reichsgerichte in Zivilsachen, Bd. XIII, S. 409. 

3) § 186 GVG. in Verbindung mit § 19 KGG. 

4) Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. XXXI, 
S. 428. 

5 
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Gegenpartei und, wenn auch dieser fehlt, der Gegenpartei selbst 
von Amtswegen zuzustellen^). Ist dies geschehen, so hat der 
Konsul die Prozeßakten mit dem Nachweis der erfolgten Zu- 
stelhing dem Reichsgericht unter der Vermittlung des Reichs- 
kanzlers*) zu übersenden. Das Weitere ist dann Sache des 
Reichsgerichts. Dieses bestimmt den Termin zur mündlichen 
Verhandlung und gibt ihn den Parteien bekannt. Zwei Wochen, 
nachdem der Beruf ungsbeklagte von dem Termin benachrichtigt ist, 
kann die mündliche Verhandlung vor dem Reichsgericht statt- 
finden ^). 

2. Das Rechtsmittel der Revision 

fällt im Konsulargerichtsprozeß fort. Denn gemäß § 14 KGG. 
entscheidet das Reichsgericht endgiltig; es gibt nur zwei Instanzen. 

3. Die Beschwerde. 

Auch sie ist nicht zulässig gegen Entscheidungen des Konsuls, 
wenn der Wert des Streitgegenstandes weniger als 300 M. be- 
trägt*). Im übrigen geht die Beschwerde gegen die Entscheidungen 
des Konsuls wie des Konsulargerichts an das Reichsgericht^). 
Die einzige Abweichung vom gewöhnlichen Verfahren besteht darin, 
daß der Konsul zur Abänderung seiner durch sofortige Beschwerde 
angefochtenen Entscheidungen schlechthin befugt ist, nicht nur 
in den in § 577, 3 CPO. genannten Fällen*). Aus der Gegen- 
überstellung des Wortlauts der §§ 43 und 44 KGG. ergibt sich, 
daß es in § 44 nur darauf ankommt, daß gerade der Konsul 
allein, vielleicht infolge von Prorogation oder weil eine Zuziehung 
von Beisitzern nicht möglich war, die betreffende Entscheidung 



1) § 179 CPO.; § 45 KGG. 

2) Vgl. Dienstenweisung zu §§ 14. 45, 55, 08 KGG. 

3) § 520, 202 CPO.; § 45, 4 KGG. 

4) § 43 KGG. 

5) § 14, 1 KGG. 
()) § 44 KGG. 
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gefällt hat^). Erachtet der Konsul also die sofortige Beschwerde 
für begründet, so hat er derselben abzuhelfen*). 

IV. Für das Verfahren in Konkurssachen und in An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

sind die einschlägigen Vorscnriften der Reichsgesetze und der 
daneben innerhalb Preußens im Gebiet des preußischen Allgemeinen 
Laudrechts in Kraft stehenden allgemeinen Gesetze mit zwei un- 
bedeutenden Modifikationen maßgebend^). 

V. Die Zwangsvollstreckung. 

Der im das Zustellungswesen maßgebende Grundsatz, daß 
der einzelne Konsulargerichtsbezirk in sich als „Inland*^, im Ver- 
hältnis zu den andern Konsulargerichtsbezirken, zu den deutschen 
Schutzgebieten und dem Reichsgebiet als ,,Ausland'' gilt, hat auch 
für die Zwangsvollstreckung Bedeutung*). Daneben ist zu be- 
achten, daß die deutschen Konsulargerichte im Verhältnis zu 
einander, zu den deutschen Schutzgebietsgerichten und den Ge- 
richten im Reichsgebiet „inländische" Gerichte sind. Daraus er- 
gaben sich die nachstehenden Folgerungen: 

la) Ist bei Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit für einen 
bestimmten Bezirk ein vollstreckbarer Titel entstanden, 
ist also z. B. das betreffende Urteil vom Konsul oder 
Konsulargericht erlassen, so erfolgt die Zwangsvollstreckung 
in diesem Bezirk aus dem Schuldtitel gegen die der Kon- 



1) Goes, Note 2 b zu § 19. 

2) § 571 CPO. 

3) § 19, 1; § 47 und 48 KGG.; vgl. bezüglich des Konkursverfahrens 
auch Dell US, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens, S. 369, 374. 

4) Vgl. zum folgenden § 46 KGG.; Motive 1900 zu § 46; Vorwerk 
zu § 46; Stengel in Hirths Annalen 1895, S. 703; W. Franke in der Zeit- 
schrift für deutscheu Zivilprozeß, Bd. VIII, S. 1 ff., insbesond. S. 121 ff.; 
Delius, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens, S. 317, 318, 365; Leske- 
Löwenfeld, Bd. II, S. 795, 813, 816, 847 ff. 



5* 
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sulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den 
Vorschriften über die Zwangsvollstreckung im Inland. 

b) Wenn die betreffende Person, gegen die vollstreckt werden 
soll, im deutschen Reichsgebiet oder in einem deutschen 
Schutzgebiet wohnt, aber von dem Konsulargericht, als 
dem Forum contractus, verklagt und verurteilt worden 
ist, so ersucht der Kläger das zustandige Vollstreckungs- 
organ (Gerichtsvollzieher, Vollstreckungsgericht) um die 
Vollstreckung; dieses hat dem Ersuchen stattzugeben. 
Eines Vollstreckungsurteils gemäß § 722 CPO. bedarf 
es nicht; denn das Konsulargericht ist kein „ausländisches'^ 
Gericht. 

c) Für den umgekehrten Fall — der Schuldtitel ist im 
Reichsgebiet entstanden, die Vollstreckung soll im Kon- 
sulargerichtsbezirk erfolgen — gilt Entsprechendes mit 
einer Abweichung: das Ersuchen um Vollstreckung ist 
immer an den Konsul zu richten (§ 791 CPO. §46KGG.). 
Aber auch hier greift § 722 CPO. nicht Platz, ist kein 
Vollstreckungsurteil nötig. 

2. Soll gegen eine der Konsulargerichtsbarkeit nicht unter- 
worfene Person im Konsulargerichtsbezirk vollstreckt 
werden, — man denke an den Fall, daß ein in Kon- 
stantinopel wohnender Franzose gegen einen dort ansäs- 
sigen Deutschen vor dem deutschen Konsul geklagt hat 
und unter Verurteilung in die Kosten abgewiesen ist — 
so kommen die Vorschriften über die Vollstreckung im 
Ausland zur Anwendung. Der Franzose untersteht nicht 
deutscher Zwangsgewalt; das Urteil des deutschen Kon- 
suls bedarf der Vollstreckbarkeitserklärung durch den 
französischen Konsul, der dabei nach französischem Recht 
die Voraussetzungen zu prüfen hat*). 

1) Vgl. bezüglich der Türkei Leske-Löwenfeld, Bd. II, S. 834. 
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§ 8. 
2. Das Verfahren in Strafsachen^). 

I. Das Verfahren in erster Instanz. 

Auch der konsulargerichth'che Strafprozeß soll sich grund- 
sätzlich in denselben Bahnen bewegen, wie das heimische Straf- 
verfahren. Gemäß § 19, 2 KGG. gelten in den Konsulargerichts- 
bezirken f iir die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen 
die Vorschriften der Reichsgesetze über das Verfahren in Straf- 
sachen. Im Gegensatz zum Zivilprozeß sind landesgesetzliche 
Vorschriften nicht anwendbar^). 

Allein der soeben aufgestellte Grundsatz ist erheblich ab- 
gewandelt, die Struktur des konsulai^erichtlichen Strafprozesses 
eine vom heimischen Verfahren wesentlich verschiedene. Denn 
das Institut der Staatsanwaltschaft kennt der konsulargerichtliche 
Strafprozeß nicht ^). Damit ist die Bedeutung des einen der drei 
Prozeßsubjekte im Strafverfahren auf ein Minimum reduziert; ein 
Kläger tritt nur im Privat- und Nebenklageverfahren auf. Aller- 
dings darin ändert sich nichts, daß es der Staat ist, der die Ver- 
brechen verfolgt. Aber die Art, wie der Staat seine Strafgewalt 
handhabt, die Form, in der seine Strafpflicht festgestellt wird, 
ist eine andere*). Der akkusatorischen Form des heimischen 
Strafprozesses steht die inquisitorische des konsulargerichtlichen 
gegenüber 5). Dort Trennung, hier Vereinigung von klägerischen 
und richterlichen Funktionen. Damit erschöpft sich aber auch 
die Bedeutung der Inquisitionsmaxime für das konsularische Ver- 
fahren. Ihre Begleiterscheinungen, namentlich die stark ver- 
kümmerte Stellung des Beschuldigten, sind hier keineswegs an- 
zutreffen. So ist das Schlagwort mit Vorsicht zu gebrauchen. 



1) Vgl. zum folgenden Beling, Enzyklopädie, S. 408. 

2) Goea, Note 4 zu § 21. 

3) § 15 KGG. 

4) Vgl. Laband, Bd. III, S. 354; Beling, Enzyklopädie, S. 361. 

5) Vgl. Bennecke-Beling, S. 687. 
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Klarheit ist nur zu gewinnen, wenn wir die einzelnen Folgerungen 
betrachten, die sich aus dem Wegfall der Staatsanwaltschaft für 
den Konsularstrafprozeß ergeben. 

Zunächst mußte für die Fälle Ersatz geschafft werden, in 
denen die Staatsanwaltschaft als Prozeßsubjekt die Prozeßmaschinerie 
mit in Bewegung setzt. Daher ist in § 53 KGG. bestimmt, daß 
die Zustellungen, die Ladungen, die Vollstreckung von Beschlüssen 
und Verfügungen sowie die Strafvollstreckung durch den Konsul 
veranlaßt werden. Für die Zustellungen ist noch Genaueres in 
der Dienstanweisung zu § 58 festgesetzt. Danach können die 
von Amts wegen angeordneten Zustellungen in Strafsachen an Be- 
schuldigte, die sich nicht auf freiem Fuße befinden, durch den 
Gerichtsschreiber vorgenommen werden. Für das Vorverfahren 
in Strafsachen und für das Verfahren bei der Strafvollstreckung 
bedarf es zum Nachweise der Zustellung nicht der Übergabe 
einer Abschrift an den Empfänger, ebensowenig der Bezeichnung 
des Auftraggebei*s in der Zustellungs Urkunde. 

Als Strafvollstreckungsbehörde tritt der Konsul nicht ledig- 
lich an die Stelle der Staatsanwaltschaft; denn den Amt san walten 
steht die Strafvollstreckung nicht zu; der Konsul aber ist un- 
beschränkt dazu befugt^). 

Anders sind die Fälle zu beurteilen, in denen ein Eraatz 
der Staatsanwaltschaft nicht vorgesehen, weil entbehrlich ist Wo 
in den hierher gehörigen Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
die Staatsanwaltschaft gewisse Maßregeln neben dem Richter bei 
Gefahr im Verzug anordnen darf oder wo es zu einer richter- 
Anordnung eines Antrags der Staatsanwaltschaft bedarf, muß das 
als non scriptum betrachtet werden. So steht im konsulargericht- 
lichen Verfahren die Anordnung einer Beschlagnahme allein dem 
Konsul zu'), ebenso die Anordnung von Durchsuchungen^). Zur 
Erlassung eines Haftbefehls vor Erhebung der öffentlichen Klage 



1) Vgl. Goes, Note 3 zu § 24. 

2) Vgl. § 98 StPO. 

3) Vgl. § 105 StPO. 
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ist der Konsul qua Amtsrichter stets von Amtswegen befugt^). 
Diese Folgerungen, die sich aus dem Wegfall der Staatsanwalt- 
schaft ergeben, sind nicht sehr weittragend. 

Dagegen erfährt das konsulargerichtliche Vorverfahren^) 
durch jenen Wegfall eine vollständige Umgestaltung. Nach den 
Bestimmungen der StPO. steht die Initiative der Verfolgung in 
der großen Mehrzahl der Fälle der Staatsanwaltschaft zu. Diese 
ist verpflichtet, soweit nicht gesetzlich ein Anderes bestimmt ist, 
wegen aller gerichtlich strafbaren und verfolgbaren Handlungen 
einzuschreiten, sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor- 
liegen^. Das hier festgesetzte Legalitätsprinzip gilt auch im 
Konsulai-prozeß; die Rolle der Staatsanwaltschaft fällt jedoch dem 
Konsul zu. § 56 KGG. bestimmt: „Gehört die strafbare Hand- 
lung zur Zuständigkeit des Konsuls oder des Konsulargerichts, 
so ist an Stelle der Staatsanwaltschaft der Konsul zum Ein- 
schreiten berufen**. Sobald also der Konsul auf irgend eine 
Weise von einem Delikt Kenntnis erhält, hat er den Sachverhalt 
zu erforschen und die nötigen Ermittlungen anzustellen. Dabei 
kann er in seiner Eigenschaft als Richter eine weit umfassendere Tätig- 
keit entfalten, als die Staatsanwaltschaft, die richterliche Untersuch- 
ungshandlungen nie selbst vornehmen kann, sondern immer erst den 
zuständigen Amtsrichter um die Vornahme ersuchen muß*). Das 
gesamte Ermittlungsverfahren ist in der Hand des Konsuls vereinigt. 

Bieten nun die angestellten Ermittlungen nicht genügenden 
Anlaß zum Einschreiten, so verfügt der Konsul die Einstellung 
des Verfahrens (StPO. § 168). Hiergegen steht dem Antrag- 
steller, der zugleich Verletzter ist, der gewöhnliche Weg des 
„Klageprüfungs Verfahrens" offen ^). Nur gelten einige Besonder- 



1) Vgl. § 125 StPO. 

2) Über die Begriffe „Vorverfahren — Haupt verfahren'* usw. vgl. Löwe, 
Strafprozeßordnung (12. Aufl.), Vorbemerkung zu Buch II, Abschnitt 2—6 
(S. 472). 

3) § 152 StPO. 

4) § 160 StPO. 

5) Vgl. Beling, Enzyklopädie, S. 388; StPO. § 170 ff. 
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heiten. Die Beschwerde gegen die Verfügung des Konsuls auf 
Einstellung des Verfahrens geht sofort an das Konsulargericht. 
Dieses vertritt hier die Stelle des sonst zuständigen Oberlandes- 
gerichts ^). 

Ergeben die angestellten Ermittlungen hinreichende Be- 
lastungsmomente gegen eine bestimmte Person, so kann — bei 
genügend geklärtem Sachverhalt — sofort der gerichtliche Be- 
schluß auf Eröffnung des Hauptverfahrens erlassen werden^). Zur 
Erlassung ist stets der Konsul zuständig, denn auch in den Sachen, 
die vor das Konsulargericht gehören, werden die Entscheidungen, 
welche nicht im Laufe der mündlichen Verhandlung oder auf 
Grund derselben ergehen, vom Konsul allein erlassen^). 

Wenn dagegen die vom Konsul in seiner staatsanwaltlichen 
Funktion angestellten Ermittlungen zwar bestimmte Verdachts- 
momente ergeben, indes noch weitere Untersuchungen zwecks 
Vorbereitung der Hauptverhandlung nötig sind, so erläßt der 
Konsul eine Verfügung über die Einleitung des Strafverfahrens 
gegen den Beschuldigten*). Diese Verfügung hat die dem An- 
geschuldigten zur Last gelegte Tat unter Hervorhebung ihrer ge- 
setzlichen Merkmale und des anzuwendenden Strafgesetzes zu be- 
zeichnen. Die Verfügung vertritt die Stelle der öffentlichen 
Klage, die sonst von der Staatsanwaltschaft erhoben wird^). Da- 
durch treten die Wirkungen, die mit Erhebung der öffentlichen 
Klage verbunden sind, auch im konsulargerichtlichen Verfahren 
ein. So wird perpetuatio fori begründet^). 

Eine weitere Bedeutung hat jedoch die erwähnte Verfügung 
des Konsuls nicht. Insbesondere beginnt jetzt nicht etwa eine 
gerichtliche Voruntersuchung. Eine solche würde — abgesehen 



1) EntscheiduDgeD des Reichsgerichts in Strafsachen, Bd. XXIV, 
S. 220. 

2) § 201 StPO. 

3) § 11, 2 KGG. 

4) § 58 KGG.; vgl. Vorwerk zu § 58. 

5) § 168 StPO. 

6) § 8 StPO. 
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davon ^ daß sie nur vor dem Konsulargericht qua Strafkammer 
in Betracht käme — überflüssig; sie würde zur ^leeren Form** 
werden i). 

Wohl aber ist eine Bestimmung^ welche die StPO. für die 
gerichtliche Voruntersuchung trifft^ in das konsularische Vorver- 
fahren übernommen. Es kann nämlich schon hier (was sonst 
nur für die Vorunteruchung gilt) eine Beeidigung von Zeugen 
und Sachverstandigen stattfinden, wenn diese voraussichtlich am 
Erscheinen in der Hauptverhandlung verhindert oder ihr Erschei- 
nen wegen großer Entfernung besonders erschwert sein wird oder 
wenn die Beeidigung als Mittel zur Herbeiführung einer wahr- 
heitsgemäßen Aussage notig erscheint'). 

Sind endlich die Ermittlungen zu einem Abschluß gelangt, 
so kann der Konsul in seiner richterlichen Funktion die Nicht- 
eroffnung, die vorläufige Einstellung oder die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beschließen'). Im letzteren Falle hat der Be- 
schluß auch die Beweismittel anzugeben^). Das rechtfertigt sich 
durch den Wegfall der Anklageschrift. 

Bevor aut die Besonderheiten eingegangen wird; die das 
Hauptverfahren vor den Konsulargerichten aufweist, mag noch 
kurz der Rolle gedacht werden, die dem Konsul in Schwur- 
gerichts- und Reichsgerichtsprozessen zugewiesen wird. Auch hier 
gebührt ihm die Initiative. Das würde schon aus § 163 StPO. 
folgen. Danach hätte der Konsul qua Amtsrichter^ wenn Gefahr 
im Verzug obwaltet, die erforderlichen Untersuchungshandlungen 
von Amts wegen vorzunehmen. „Gefahr im Verzug** wird aber 
in Konsularsachen angesichts der großen Entfernungen fast immer 
„obwalten". Die sich hiernach ergebenden Pflichten des Konsuls 
sind in § 55 KGG. wiederholt und näher präzisiert. Weiterhin 
kann der Konsul aber auch nach § 183, 184 StPO. mit der ganzen 



3) § 57 KGG.; Motive 1900. 

1) § 54, 1 KGG.; §§ 65, 2 und 72 ötPO. Eine weitere Modifikation 
siehe in § 54, 2 KGG., dazu § 126 StPO. 

2) §§ 201—203 StPO. 

3) § 58, 2 KGG. 



— 74 — 

oder einem Teil der Untere iichung betraut werden. Nach Ab- 
schluß seiner Tätigkeit hat der Konsul die Akten der Staats- 
anwaltschaft bei dem zuständigen deutschen Gericht, in Ermange- 
lung eines solchen dem Ober-Reichsanwalt zu übersenden. Im 
letzteren Falle wird das zuständige Gericht von dem Reichsgerichte 
bestimmt, und es erfolgt die Übersendung der Akten nicht, wie 
sonst direkt, sondern unter Vermittlung des Reichskanzlers. Dieser 
hat auch, wenn sich Zweifel ergeben, zu bestimmen, wie die Über- 
führung des Beschuldigten ins Inland zu erfolgen hat^). 

Betrachten wir jetzt die Hauptverhandlung! Natürlich ge- 
staltet sich auch hier das Bild infolge des Fehlens der Staats- 
anwaltschaft, wesentlich anders. Im übrigen sind nur wenige Be- 
sonderheiten zu vermerken. Einmal ist die Möglichkeit^ den An- 
geklagten auf seinen Antrag von der Verpflichtung zum Erschei- 
nen in der Hauptverhandlung zu entbinden in weiterem Umfange 
als nach der StPO. zugelassen, sie ist auf die Fälle ausgedehnt, 
in denen nach dem Ermessen des Gerichts die zu erwartende 
Freiheitsstrafe nicht mehr als sechs Monate (statt sechs Wochen) 
beträgt^). Damit ist den großen Entfernungen, die in den Kon- 
sulargerichtsbezirken vorkommen, genügend Rechnung getragen 5). 
Demselben Motive ist es zuzuschreiben, wenn die ein wöchent- 
lichen Fristen, innerhalb deren gemäß § 45 StPO. gegen die Ver- 
säumung einer Notfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt, sowie gemäß § 449 StPO. Einspruch gegen einen Straf- 
befehl eingelegt werden kann, im Konsulargerichtsprozeß auf zwei 
Wochen verlängert worden sind^). 

Zwei weitere Besonderheiten schaffen einheitliche Regelung 
in Fällen, in denen je nach dem zuständigen Gericht die Be- 
stimmungen der StPO. verschieden lauten. Einmal soll das Kon- 
sulargericht (im Falle des § 211, 2 StPO. der Konsul) den Um- 
fang der Beweisaufnahme bestimmen, ohne hierbei durch Anträge, 



1) § 55 KGG.; Dienstanweisung zu § 55; vgl. Vorwerk zu § 55. 

2) § 232 StPO.; § 59 KGG. 

3) Vorwerk zu § 59. 

4) § 62 KGG. 
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Verzichte oder frühere Beschlüsse gebunden zu sein'). Damit 
ist eine Ausnahme, die nach § 244, StPO. nur für das Verfahren 
vor den Schöffengerichten und in gewissen landgerichth'chen Be- 
rufungssachen gilt, zur Regel erhoben. Auch bezuglich des In- 
halts des Sitzungsprotokolls soll eine nur vor den Schöffengerichten 
maßgebende Vorschrift Regel sein: in das Protokoll über die 
Hauptverhandlung sind die wesentlichen Ergebnisse der Verneh- 
mungen aufzunehmen^). 

II. Das Rechtsmittelverfahren. 
1. Allgemeines. 

Das Rechtsmittelsystem des konsulargerichtlichen Strafver- 
fahrens ist in doppelter Weise gegenüber dem gewöhnlichen ein- 
geschränkt. Zunächst gibt es hier das Rechtsmittel der Revision 
ebensowenig wie im Zivilprozeß^). Sodann siud Berufung und 
Beschwerde in gewissen geringfügigen Sachen nicht zugelassen*). 
Das ist der Fall bei Übertretungen (im Sinne von § 1 StGB.), 
sofern eine Verurteilung auf Grund des § 361, Nr. 3 bis 8 StGB, 
erfolgt oder nur auf Geldstrafe oder Geldstrafe und Einziehung 
erkannt wird. Da nun Übertretungen mit Haft oder mit Geld- 
strafe bis zu 150 M. bedrohte Handlungen sind^), so ist positiv 
die Zuläsaigkeit eines Rechtsmittels gegen die wegen Übertretungen 
erlassenen Entscheidungen nur gegeben, wenn auf Haft erkannt 
wird, und auch da mit Ausnahme der Fälle des § 361, Nr. 3 
bis 8 StGB. 

Zur Einlegung der beiden, in den angegebenen Grenzen zu- 
lässigen Rechtsmittel sind der Angeklagte und, an Stelle des 
Staatsanwalts, der Konsul berechtigt^). „Da für den Staat'*, dessen 
Organ der Konsul ist, „ein gravamen immer gegeben ist, wenn die 



1) § 60 KGG. 

2) § 61 KGG. vgl. Vorwerk zu § 60 und 61. 

3) Vgl. § 14 KGG. 

4) § 63 KGG. 

5) § 1 StGB. 

6) § 65. 
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EntscHciduDg zu milde oder zu hail ist^'^, so kann der Konsul 
ein Rechtsmittel nicht nur zuungunsten, sondern auch zugunsten 
des Angeklagten einlegen^). 

Will der Nebenkläger eine Entscheidung anfechten, die er- 
gangen ist, bevor er sich angeschlossen hat, so beginnt für ihn 
die Frist zur Anfechtung mit der Bekanntmachung der Entscheidung 
an den Beschuldigten^). 

2. Die Beschwerde. 

Mit Beschwerde können Beschlüsse des Konsuls (im Falle 
des § 211, 2 StPO.), des Konsulargerichts in seiner Eigenschaft 
als SchöfFengerichl oder als Strafkammer, ferner Verfügungen 
des Konsuls angefochten werden, die dieser als Vorsitzender der 
Strafkammer, als ersuchter Richter oder als Amtsrichter erlassen 
hat^). Ausnahmen ergeben sich einmal aus der StPO., z. B. aus 
§ 347, sodann daraus, daß in den Fallen des § 63, 1 KGG. 
Rechtsmittel überhaupt nicht zulässig sind. Zuständig ist für 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Konsuls das Konsular- 
gericht, für Beschwerden gegen Entscheidungen des Konsular- 
gerichts das Reichsgericht'*). Im ersteren Falle urteilt der Konsul 
über eine Entscheidung^ die er selbst gefällt. § 23, 1 StPO.^ 
welcher dies verbietet, ist nicht anwendbar®). Der Konsul ist 
auch bei sofortiger Beschwerde zu deren Abänderung befugt^. 
Die Frist für Einlegung der sofortigen Beschwerde beträgt zwei 
Wochen ®). 



1) Bennecke-ßeling, S. 442. 

2) Vgl. § 338. 2 StPO. 

3) § 339, 2 StPO.; § 67 KGG. 

4) § 364 StPO.; § 52 KG.G 

5) § 10. 2 und § 14, 2 KGG. 

6) § 64, 1 KGG. 

7) § 353 StPO.; § 64, 2 KGG. 

8) § 353 StPO.; § 66 KGG. 
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3. Die Berufung. 

Nach § 10, 2 KGG. entscheidet das Konsulargericht über 
das Rechtsmittel der Beschwerde gegen die Entscheidungen des 
Konsuls in Strafsachen; nach § 14, 2 KGG. entscheidet das 
Reichsgericht über die Rechtsmittel der Berufung und der Be- 
schwerde gegen die Entscheidungen des Konsulargerichts in Straf- 
sachen; nach § 63, 2 KGG. findet, abgesehen von den in Abs. 1 
zit Paragraphen aufgeführten Fällen, in denen ein Rechtsmittelüber- 
haupt nicht zulässig ist, in Strafsachen gegen die Urteile des 
Konsulargerichts das Rechtsmittel der Berufung statt. Wie steht 
es nun, wenn der Konsul qua Amtsrichter über den wegen einer 
Übertretung verfolgten, vor ihn geführten, geständigen Beschuldigten 
eine Haftstrafe verhängt? Gemäß § 211, 2 StPO. finden gegen 
die Urteile des Amtsrichters als Einzelrichters dieselben Rechts- 
mittel statt wie gegen die Urteile der Schöffengerichte. Das 
Konsulargericht hat die Zuständigkeit des Schöffengerichts^); 
gegen Urteile des Konsulargerichts findet Berufung statt; somit 
könnte man annehmen, daß auch in dem angeführten Falle gegen 
das Urteil des Konsuls Berufung zulässig ist. Jedoch ist das 
gegenüber dem Wortlaut des § 63, 2 KGG., sowie gegenüber 
§ 14, 2 KGG. 2) zweifelhaft. Von großer Bedeutung ist die 
Frage nicht. 

Da das Reichsgericht Berufungsinstanz ist, das Verfahren in 
zweiter Instanz sich mithin nicht im Konsulargerichtsbezirk abspielt, 
sind Vorkehrungen getroffen, um die sich daraus ergebenden Un- 
zuträglichkeit^n auszugleichen. Die in § 355, 358, 360 StPO. 
vorgesehenen Fristen sind auf zwei Wochen verlängert. Da 
ferner Zeugen und Sachverständige in den allerseltensten Fällen 
an der Hauptverhandlung vor dem Reichsgericht teilnehmen 
werden, ist der Konsul befugt, sie zu vernehmen und zu beeidigen, 
falls sie zur Rechtfertigung der Berufung benannt sind und falls 
die Voraussetzungen des § 65, 2 StPO. vorliegen. Die Protokolle 



1) § 10, 1 KGG. 

2) Aoders Vorwerk, Anni. 7 zu § 03. 
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über diese Vernehmungen übereendet der Konsul unter Ver- 
mittlung des Reichskanzlers dem Oberreichsanwalt ^). Von der 
Vernehmung sind der Angeklagte und der Verteidiger vorher zu 
benachrichtigen^ ohne daß es jedoch ihrer Anwesenheit bei der 
Vernehmung bedurfte 2). 

Auch die Hauptverhandlung vor dem Reichsgericht als dem 
Berufungsgericht ist der Sachlage gemäß eingerichtet. Es steht 
dem Angeklagten in allen Fällen frei, selbst vor dem Berufungs- 
gericht äu erscheinen oder sich durch einen mit schriftlicher Voll- 
macht versehenen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Doch braucht 
der Angeklagte keines von beiden zu tun, wenn er selbst die 
Berufung eingelegt hat^). „Das Verfahren nimmt von Amts- 
wegen seinen Fortgang, ähnlich, wie wenn im inländischen Ver- 
fahren das Rechtsmittel vom Staatsanwalt eingelegt war^). Der 
nicht auf freiem Fuß befindliche Angeklagte hat keinen Anspruch 
auf Anwesenheit"^). 

III. Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Auch hier versieht der Konsul die Funktionen der Staats- 
anwaltschaft. Dennoch kann die Wiederaufnahme von Amts- 
wegen erfolgen ^). Der Konsul beschließt darüber ohne Beisitzer ^). 

Wird der Verurteilte im Wiederaufnahmeverfahren frei- 
gesprochen, so bekommt er eine Entschädigung nach Maßgabe des 
Gesetzes vom 20. Mai 1898. Dabei tritt an Stelle des Land- 
gerichts der Konsul. 

Für die Ansprüche ist in erster und letzter Instanz das 
Reichsgericht zuständig®). 



1) § 68 KGG.; DienstanweiBung dazu. 

2) § 223 StPO.; § 68 KGG. 

3) § 69 KGG. 

4) Goes, Note 3 zu § 40. 

5) § 69 KGG.; anders § 223, 2 in Verbindung mit § 373 StPO. 

6) § 70 KGG. 

7) § 407. 2 StPO.; § 11. 2 KGG. 

8) § 71 KGG.; vgl. auch § 11 des Gesetzes betr. die Entschädigung 
für unschuldig erlittene Untersuchungshaft vom 14. Juli 1904 (RGBL, S. 321). 
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IV. Das Begnadigungsrecht in Strafsachen, 

in denen der Konsul oder das Konsulargericht in erster Instanz 
erkannt hat, steht dem Kaiser zu^). 

Geldstrafen fließen zur Reichskasse. Doch ist Kaiserlicher 
Verordnung eine anderweitige Bestimmung vorbehalten*). 

Anhang: Das Kostenwesen im Konsulargerichtsprozeß. 

Maßgebend sind gemäß § 19 KGG. die Vorschriften der 
Reichsgesetze und der daneben innerhalb Preußens im bisherigen 
Geltungsgebiete des preußischen Allgemeinen Landrechts in Kraft 
stehenden allgemeinen Gesetze über die Kosten in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten ^ in Konkurssachen und Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, sowie die Vorschriften der Reichs- 
gesetze über die Kosten in Strafsachen. Hiernach kommen in 
Betracht: Das Gerichtskostengesetz vom 18. Juni 1878 (neue Fassung 
vom 20. Mai 1898), die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
vom 24. Juni 1878 (neue Fassung vom 20. Mai 1898), das preußische 
Gerichtskostengesetz vom 25. Juni 1895 (neue Fassung vom 
6. Oktober 1899), endlich das preußische Gesetz, enthaltend die 
landesgesetzlichen Vorschriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte und Gerichtsvollzieher (Pr. Ges.-S. 1899, S. 381). 

Die nach den gedachten Vorschriften zur Hebung gelangen- 
den Sätze erhöhen sich in den Konsulargerich tsbezirken auf das 
Doppelte '*). Damit sind die Sätze den entsprechenden des Tarifs 
im Gesetze, betr. die Gebühren und Kosten bei den Konsulaten 
vom 1. Juli 1872 (RGBl. 245) angepaßt, so zwar, daß dieser 
Tarif in allen gerichtlichen Angelegenheiten außer Anwendung 
bleibt. Für Zustellungen ist in den Konsulargerichtsbezirken eine 



1) § 72 K(4G. 

2) § 24, 2 KGG.; vgl. auch Art. III. Z. 6 des deutsch - koreanischen 
Vertrags vom 26. Nov. 1883 (RGBl. 1884, S. 221). 

B) § 73, 1 KGG. 



— 80 — 

Gebühr von 3 M. angesetzt, während der Tarif in dem genannten 
Gesetz 7,50 M. vorsieht i). 

Für die Rechtssachen, die aus den Konsniargerichtsbezirken 
ans Reichsgericht gelangen, bestehen besondere Vorschriften; vgl. 
die Dienstanweisung, betr. die Einziehung und Verrechnung der 
für die Geschäfte des Reichsgerichts in Ansatz kommenden Kosten 
vom 21. Juni 1879 (CB. 1879, S. 473; 1887, S. 309), dazu Dienst- 
anweisung zu § 73, 4 KGG. 

Über die Erhebung, d. h. über die Einziehung und Bei- 
treibung der Gerichtskosten enthalten die gemäß § 79 KGG in den 
Konsulai^erichtsbezirken geltenden Reichs- bzw. preußischen Lan- 
desgesetze keine Bestimmung: die Erhebung ist Sache der zu- 
standigen Verwaltungsbehörde. In Preußen ist die vom Justiz- 
minister erlassene „Ordnung für die Verwaltung der Kassen bei 
den Justizbehörden" vom 31. März 1900 maßgebend. Die zwangs- 
weise Einziehung der Gerichtskosten erfolgt im Wege des Vor- 
waltungszwangsverfahrens nach Maßgabe der Kgl. Verordnung 
vom 15. Nov. 1899 (Pr. Ges.-S., S. 545). 

In den Konsniargerichtsbezirken geschieht die Erhebung und 
Beitreibung der Kosten durch den Konsul. Da die Konsular- 
gerichtsbarkeit Sache des Reichs ist, hat folgerecht der Reichs- 
kanzler das Beitreibungs verfahren zu regeln. Die betreffende An- 
ordnung ist unter dem 27. Okt. 1900 (CBl., S. 576) ergangen«). 

Die bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden 
Behörden untereinander, sowie diese Behörden und die Behörden 
im Reichsgebiet und in den deutschen Schutzgebieten haben sich 
gegenseitig zum Zwecke der Erhebung und Beitreibung der Kosten 
Beistand zu leisten. Dabei sind sowohl in Angelegenheiten der 
streitigen als in solchen der freiwilligen Gerichtsbarkeit des § 99 
des Gerichtskostengesetzes und die auf Grund des § 99 ergangene 
Anweisung des Bundesrats vom 23. April 1880 (OB., S. 278) maß- 
gebend *). 

1) § 73, 2 KGG.; Dienstanweisung zu § 73. 

2) § 74 KGG. und Dienstanweisung daxn. 

3) § 75 KGG. 
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Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch Ortsgebraiicb 
geregelt sind, kommt dieser zunächst zur Anwendung (§ 76 K66.). 



5. Abschnitt 

§ 9. 

Oberblick ttber das in den Konsulargerichtsbezirken geltende 

materielle Recht 

Da die Konsulai^erichtsbezirke gegenüber dem deutschen 
Reichsgebiet in staatsrechtlicher Beziehung als ^yAusland^' be- 
trachtet werden müssen, sind hier deutsche Gesetze nicht ohne 
weiteres anwendbar. Es bedarf einer besonderen Bestimmung. 
§ 19 KGG. enthält sie. 

Hiernach gelten für die der Konsulargerichtsbarkeit unter- 
worfenen Personen in den Konsulargerichtabezirken. 

1. Die dem bürgerlichen Recht angehörenden Vorschriften 
der Reichsgesetze und der daneben innerhalb Preußens 
im bisherigen Geltungsgebiete des Allgemeinen Land- 
rechts in Kraft stehenden allgemeinen Gesetze, 

2. die dem Strafrecbt angehörenden Vorschriften der Reichs- 
gesetze. 

Betrachten wir zunächst die Regelung des Privatrechts! In 
erster Linie sind hier also die einschlägigen Reichsgesetze maß- 
gebend, daneben kommen, soweit Landesrecht noch in Kraft steht, 
jene genannten preußischen Gesetze, z. B. die preußische Gesinde- 
ordnung vom 8. Nov. 1810 in Betracht i). Der Konsularrichter hat 
eben in bürgerlichen Rechtssachen dasjenige Recht anzuwenden, 
welches der preußische Richter im Gebiet des Allgemeinen Land- 
rechts zur Anwendung bringen würde; für Nichtpreußen kann 



1) Vgl. Dernburg, Das bürgerliche Recht des Döntechen Reichs und 
PrenßenB (1. u. 2. Aufl.), Bd. JI, 2. Abt., S. 412. 

6 
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demnach die Unterwerfung unter die Konsulargerichtsbarkeit eine 
Änderung ihres Personalstatuts mit sich bringen^). 

Mag es sich aber um eine reichsgesetzliche oder um eine 
landesgesetzliche Vorschrift handeln, ihr ,,bürgerlich rechtlicher^ 
Charakter kann zweifelhaft sein*). Und Vorschriften, die dem 
öffentlichen Recht angehören, sind, abgesehen von denen über 
Strafrecht und gerichtliches Verfahren, in den Konsulai^erichts- 
bezirken nicht anwendbar! Die Abgrenzung wird oft schwierig 
sein. Besonders hat man darüber gestritten, ob die Urheber- 
gesetze dem einen oder andern Rechtsgebiet« angehören. Hier 
kann gemäß § 22 KGG. eine Kaiserliche Verordnung ergehen 
und die Entscheidung treffen. 

In Handelssachen kommen die privatrechtlichen Reichs- 
und Landesgesetse nur subsidiär zur Anwendung; in erster Linie 
ist das im Konsulai^richtsbezirk geltende Handclsgewohnheits- 
recht maßgebend^). 

Als allgemeine Regel hat ferner zu gelten, daß die deutschen 
Gesetze nicht zwangsweise in Verhältnisse verpflanzt werden 
sollen, für die sie nicht berechnet sind. § 20 KGG. bestimmt 
demgemäß: Die im § 19 erwähnten Vorschriften finden keine 
Anwendung, soweit sie Einrichtungen voraussetzen, an denen es 
für den Konsulargerichtsbezirk fehlt. Durch kaiserliche Ver- 
ordnung können die hiernach außer Anwendung bleibenden Vor- 
schriften, soweit sie zu den im § 19 Nr. 1 erwähnten (also bürger- 
lich rechtlichen) gehören, näher bezeichnet, auch andere Vor- 
schriften an deren Stelle getroffen werden. 

Wir wenden uns zum Straf recht*). Es fragt sich, wieweit der 
Kreis „dem Strafrecht" angehörenden Vorschriften der Reichsgesetze 



1) Vorwerk, Anm. 4 zu § 19; vgl. die dort zit. Entscheidungen. 

2) Eöbuer, Deutsches Kolonialrecht in der v. Holtzendorff - Kohler- 
Bchen Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, S. 1117. 

3) § 40 KGG. 

4) § 20 KGG.; vgl. zum folgenden Köbner a. a. 0., S. 1133. 
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zu ziehen ist. Auf alle Fälle sind dazu das Reichsstrafgesetz- 
buch und die sog. Reichsstrafnebengesetze, wie das Sprengstoff- 
gesetz ^ das Sklavenraubgesetz ^) zu rechnen. Wenn in anderen 
Gesetzen sich einzelne Bestimmungen strafrechtlicher Natur finden, 
so wird entscheidend sein^ ob der Hauptinhalt des betreffenden 
Gesetzes gemäß § 19, 1 und § 20 KGG. in den Konsulargerichts- 
bezirk gilt. 

Neben den deutschen Reichsgesetzen finden die von dem 
^,nichtchristlichen^' Staat erlassenen Strafgesetze soweit Anwen- 
dung, als dies durch Herkommen un<l Staatsverträge bestimmt ist'). 

Dagegen sind die strafrechtlichen Vorschriften der allge- 
meinen Gesetze, die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungs- 
bereich des preußischen Allgemeinen Liandrechts in Kraft stehen, 
nur maßgebend, wenn das durch Kaiserliche Verordnung bestimmt 
wird^). Als Ersatz dafür dient ein weitgehendes Polizei verord- 
nungsrecht des Konsuls. Dieser ist befugt, für seinen Gerichts- 
bezirk oder einen Teil des Bezirks polizeiliche Vorschriften mit 
verbindlicher Kraft für die seiner Gerichtsbarkeit unterworfenen 
Personen zu erlassen und deren Nichtbefolgung mit Haft, Geld- 
strafe bis zum Betrage von 1000 M. und Einziehung einzelner 
Gegenstände zu bedrohen. Das Polizei verodnungsrecht soll in 
dem Falle, daß inländische (deutsche) Gesetze im Konsulargerichts- 
bezirk unanwendbar sind, dazu dienen, hierdurch fühlbar gewor- 
dene Lücken in einer den eigentümlichen Bedürfnissen des Kon- 
sulargerich tsbezirks entsprechenden Weise auszufüllen^). 

So sind die Rechtsquellen in dem Konsniargerichtsbezirk 
mannigfach gestaltet; einen hervorragenden Platz nehmen darunter 



1) Gesetz gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884; Gesetz betr. die Bestrafung des Sklaven- 
raubes und Sklavenhandels vom 28. Juli 1895. 

2) § 49 KGG. 

3) § 50 KGG. 

4) § 51 KGG.; Motive 1900. 

6* 
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Kaiserliche Verordnungen ein. Durch sie soll namentlich die 
wichtige Frage entschieden werden^ inwieweit die Konsulargericht«^ 
bezirke im Sinne der in § 19, 20 KGG. bezeichneten Gesetze 
als y^Gutsches Gebiet'* oder ^Jnland*^ oder „Ausland** anzusehen 
sind^). 

Ein näheres Eingehen auf materiell-rechtliche Fragen liegt 
nicht im Rahmen dieser Abhandlung. 



1) § 26 KGO.; vgl. dazu namentlich Köbner a. a. O., 1902 und 
Motive 1900. 



